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16. Jahsgang 


Nach dem Tode des Marſchalls 


Der Marſchall Polens iſt tot. Was der Verluſt dieſes 
Mannes für Polen bedeutet, das kann das deutſche Volk um 
ſo eher nachfühlen, als es ihm ſelber vergönnt iſt, an ſeiner 
Spitze einen Führer zu ſehen, der ihm Ausdruck ſeines 
Wollens und Inbegriff ſeiner Weſensart iſt. Pilſudſki iſt 
zum Symbol ſeines Volkes geworden. „Der er ſt e 
Schritt zur Befreiung iſt der Mut zum Frei⸗ 
werden, der erſte Schritt zum Sieg das Er⸗ 
kennen der eigenen Kraft.“ Nach dieſem Worte 
Koſciuſzkos hat Pilſudſki gehandelt. Als kaum einer an die 
Befreiung Polens zu glauben wagte, hat er den Mut zum 
Freiwerden gehabt; und als die anderen noch ausſchließlich 
auf fremde Hilfe vertrauten, da hat er ſchon begonnen, die 
im Volke lebenden Kräfte zu mobilifieren. Er iſt der eigent— 
liche Schöpfer des polniſchen Staates und zu— 
gleich der Erzieher des polniſchen Volkes 
geweſen. Das eine iſt nicht vom andern zu trennen. Denn 
der Staat iſt wenig, wenn das Volk, deſſen Lebensform er 
ſein ſoll, verſagt; und die äußere Freiheit iſt ein ungewiſſes 
Geſchenk, wenn das Volk, dem ſie zuteil wird, noch im Geiſte 
der Knechtſchaft zu denken und zu handeln gewohnt iſt. Der 
Marſchall iſt tot. Der Staat, den er geſchaffen hat, ſteht: 
aber das Werk der völkiſchen Wiedergeburt iſt noch nicht 
vollendet. . a 

Die Idee der Legionen hat jetzt, wo ſie von 
der lebendigen Autorität ihres Schöpfers losgelöft ift, ihre 
innere Lebenskraft zu beweiſen. Daß die 
Träger dieſer Idee imſtande ſein werden, ſich an der Macht 
zu behaupten, unterliegt keinem Zweifel. Die fähigſten und 
treueſten Anhänger des Marſchalls haben alle Macht⸗ 
mittel des Staates in ihren Händen. Die neue Ver⸗ 
faſſung, die noch die Billigung Pilſudſkis gefunden hat, 
gibt ihnen die rechtliche Grundlage für ihr weiteres Handeln. 

us der Armee find alle oppofitionellen Kräfte entfernt. 
Die regierungsfeindlichen Parteien find zur Bedeutungs- 
loſigkeit herabgedrückt worden, und die Perſönlichkeit des 
Oberſten Slawek iſt eine Gewähr dafür, daß ſich dieſer Zu⸗ 
ſtand nicht ändert. Die Kriſe, die unter der Regierung Koz⸗ 
lowſki die Geſchloſſenheit des Sanierungslagers bedrohte, iſt, 
wie es ſcheint, überwunden. Pilſudſki, ſo heißt es in der 
Kundgebung des polniſchen Staatspräſidenten, „ſuchte und 
84 Männer zur ſelbſtändigen Arbeit heran, auf deren 

chultern ſchließlich die Laſt der Verantwortung ruhen 
ſollte. Er hinterließ dem Volke das Erbe ſeiner auf die Ehre 
und die Macht des Staates gerichteten Gedanken“. 

Aber es verſteht ſich von ſelbſt, daß der Tod eines 
Mannes, der einen Staat geſchaffen und ſo tief in das Leben 
eines Volkes eingegriffen hat, im Daſein dieſes Staates und 
Volkes einen tiefen Einſchnitt bedeutet. Es iſt kein Geheim— 
nis, daß viele Menſchen in Polen, die ſich dem Marſchall 
fügten, dennoch weit davon entfernt find, mit der Ober- 
ſtengruppe zu ſympathiſieren. Es iſt auch bekannt, daß 
ſich in der Gedankenwelt des Regierungsblocks ſelbſt im 
Laufe der letzten Jahre vielfach nationaldemokra⸗ 
tiſche Gedankengänge feſtgeſetzt haben, die langſam, 
aber beſtändig die Ideologie der Erſten Brigade zerſetzen. 
Und es iſt fraglich, ob es dem Regierungsblock jetzt nach dem 
Tode des Marſchalls, gelingen wird, die Maſſe der 


Jugend, vor allem der gebildeten Jugend, für ſich zu ge⸗ 
winnen, nachdem ihm das nicht gelungen iſt, ſolange der 
Marſchall noch lebte. Das Wort, das vor einigen Jahren 
einmal ein hervorragendes Mitglied des Regierungsblocks 
ſprach, erhält erſt jetzt ſeine volle Bedeutung: „Wir wiſſen, 
galt 91. Volk nicht hinter uns ſteht; niemand weiß, wo 
es e ae 

Der Marſchall war die treibende Kraft im Kampfe um 
die Selbſtändigkeit der polniſchen Außen⸗ 
politik gegenüber der franzöſiſchen Diplomatie. Er war 
der Schöpfer der Armee, deren Aufgabe und Leiſtung die 
Garantie der polniſchen Unabhängigkeit iſt. Er galt nicht mit 
Unrecht als der entſchiedenſte Gegner einer polniſchen Oſt⸗ 
politik, die mehr als ein korrektes Verhältnis zu Sowjet⸗ 
rußland erſtrebte. Er führte den polniſchen Staat auf den 
Weg einer den Frieden ſichernden Verſtändigung 
mit ſeinem weſtlichen Nachbarn. Er gab den 
Männern der Erſten Brigade, die er in die Politik „abkom— 
mandierte“, die Autorität, die ſie befähigte, unbeirrt 
durch das Mißtrauen und die Kritik der in anderen politi⸗ 


ſchen Auffaſſungen erzogenen Oeffentlichkeit die ihnen vor⸗ 


gezeichneten Wege zu gehen. Sein Wille war ſchließlich Geſetz 
auch für die, die es noch unternahmen, gegen ſeine Beauf⸗ 
tragten im Parlament und in der Preſſe zu kämpfen. Das 
Anſehen, das er auch bei ſeinen Feinden genoß, verhinderte 
die letzte Auseinanderſetzung zwiſchen 
Syſtem und Oppoſition. Vielleicht läßt dieſe Aus⸗ 


einanderſetzung ſich jetzt nicht mehr vermeiden. Es geht bei 


ihr um die grundſätzliche Haltung Polens in inner- und 
außenpolitiſchen Fragen, alſo um Fragen, die für Europa 
und vor allem für Deutſchland von entſcheidender Bedeutung 
ſein können. 

Pilſudſki iſt in einem Augenblick geftorben, in dem 
Warſchau gezwungen iſt, fi) über ein Ereignis der euro= 
päiſchen Politik zu entſcheiden, das wie kaum ein anderes 
ſeit der Beendigung des Weltkrieges die internationale 
Siellung Polens berührt. Der Verſuch des Oberſten Beck, das 
Zuſtandekommen des franzöſiſch-ruſſiſchen Pak⸗ 
tes durch ein teilweiſes Einſchwenken auf die franzöſiſche 
Linie noch im letzten Augenblick zu verhindern, iſt nicht ge— 
glückt. Warſchau muß dieſen Pakt als gegeben hinnehmen; 
und es ſteht feſt, daß es ganz entſchiedenen Wert darauf 
legt, daß das Bündnis mit Frankreich erhalten 
bleibt, und daß die Kreiſe in Polen und im übrigen Ausland, 
die die deutſch-polniſche Annäherung mit Mißtrauen und 
Abneigung betrachtet haben, jetzt, nach dem Tode Pilſudſkis, 
Morgenluft wittern und eine, wenn vielleicht auch mit Vor— 
behalten verſehene Rückkehr Polens ins franzöſiſche Lager 
erhoffen. Die Frage nach der außenpolitiſchen 
Orientierung Polens iſt erneut in aller 
Schärfe geſtellt. Es iſt eine Schickſalsfrage für Polen, 
ob es bereit iſt, die von Pilſudſki eingeſchlagenen außen⸗ 
politiſchen Wege zu Ende zu gehen, oder ob es die Brücken, 
die der Marſchall nach Deutſchland geſchlagen hat, wieder 
abzubrechen gedenkt. Man kann den Polen nur wünſchen, daß 
ſie von ihrem Heros nicht nur ſchön zu reden, ſondern 
auch nach ſeinen Worten und in ſeinem Geiſte zu leben 
und zu handeln verſtehen. Dr. K. 
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Danzig nach der Guldenabwertung 


Die Danziger Regierung hat ſich am 2. Mai zu einer 
der ſchwerſten Entſcheidungen gezwungen geſehen, die bisher 
jemals von einer Regierung der Freien Stadt getroffen 
werden mußten. Sie hat den Wert des Danziger 
Guldens mit ſofortiger Wirkung um 42,37 v. H. 
herabgeſetzt. Der Gulden iſt damit dem Beiſpiel der 
Währungen Englands, Amerikas, Belgiens, Polens und der 
nordiſchen Länder gefolgt. Der Danziger Gulden und der 
polniſche Zloty ſind damit praktiſch aneinander angeglichen 
worden. Daß die währungspolitiſche Lage der Freien Stadt 
ſchwierig war, war ſchon ſeit längerer Zeit weiteren Kreiſen 
bekannt. Die Lage verſchärfte ſich durch die ungewöhnliche Be⸗ 
anſpruchung des Gold- und Deviſenbeſtandes der Bank von 
Danzig ſeitens überängſtlicher Leute und gemeingefährlicher 
Spekulanten derart, daß der Danziger Gulden in Gefahr 
geriet, zumal ein Schutz der Währung durch ſtaatliche Deviſen⸗ 
zwangsbewirtſchaftung, wie ſie mit Erfolg im Deutſchen 
Reiche durchgeführt wird, in Danzig wegen deſſen un= 
glückſeliger Verkoppelung mit dem polniſchen Wirtſchafts— 
und Zollgebiet nicht möglich iſt. 

Für die Bevölkerung iſt die Maßnahme der Regierung 
überraſchend gekommen; und ſie hat, wie das bei währungs⸗ 
politiſchen Maßnahmen ſtets der Fall zu ſein pflegt, zunächſt 
eine gewiſſe Beunruhigung hervorgerufen. Die Danziger 
Regierung ſteht vor der überaus ſchwierigen Aufgabe, Preis⸗ 
ſteigerungen nach Möglichkeit zu verhindern. Wäre Danzig 
ein Wirtſchaftsgebiet, das den Warenbedarf ſeiner Bevölke— 
rung aus eigener Kraft zu decken vermöchte, dann wäre dieſe 
Aufgabe verhältnismäßig leicht zu löſen. Da aber bei der 
unnormalen Wirtſchaftsſtruktur des in hervorragendem 
Maße auf den Handel angewieſenen Freiſtaates die hei- 
miſche Erzeugung zur Deckung des Bedarfes 
nicht ausreicht, ſind nach der Währungsabwertung 
Preisſteigerungen für die ausdem Ausland 
kommenden Waren nicht zu vermeiden. Es iſt 
das Bemühen der Danziger Regierung, die Preisſteigerung 
für Auslandswaren in möglichſt engen 
zu halten und nach Möglichkeit eine wirtſchaftliche 
Schädigung der arbeitenden Volksſchichten zu verhindern. 
Die Regierung hat dem Handel die Berechtigung für eine 
begrenzte Preiserhöhung der aus dem Ausland bezogenen 
Waren zugeſtanden und die Erlaubnis erteilt, die Preiſe 
dieſer Waren um 20 v. H. heraufzuſetzen; ausgenommen von 
dieſer Regelung ſind Bäckereien, Fleiſchereien und Milch⸗ 
geſchäfte ſowie billige baumwollene und wollene Trikotagen 
und Strümpfe. Beſondere Preisanordnungen ſind weiter 
für außereuropäiſche Artikel der Kolonialwarenbranche ſowie 
für Benzin, Oel und Petroleum und für Goldwaren erfolgt. 
Grundſätzlich ſollen Inlandserzeugniſſe 
keine Preisſteigerungen erfahren. Gegen 
Hamſterer und Preistreiber aller Art ſind beſondere Straf— 
maßnahmen vorgeſehen. Die Löhne und Gehälter 
ſollen dieſelben bleiben. Da nun, wie erwähnt, 
eine Preisſteigerung für die ausländiſchen Waren nicht ver⸗ 
hindert werden kann, bedeutet die Guldenabwertung für die 
Lohn⸗ und Gehaltsempfänger eine Verringerung ihrer 
Kauffähigkeit und damit eine Senkung ihres Le⸗ 
bensſtandards. 

Die Währungsabwertung wird im geſamten Danziger 
Wirtſchaftsleben tiefgreifende Veränderungen hervorrufen 
müſſen. Danzighatbisher zuteuer produziert 
und zu viel Waren aus dem Ausland be⸗ 
zogen. Es muß billiger arbeiten und, wo es irgend 
angeht, ſeinen Bedarf an ausländiſchen Waren einſchränken. 
Es iſt dies für die deutſche Bevölkerung der Freien Stadt, 
die an einen hohen Lebensſtandard gewöhnt iſt, ein überaus 
harter Entſchluß. Aber kein vernünftig denkender Menſch 
wird die Schuld daran einem anderen Umſtande als dem 


zuweiſen, daß das deutſche Danzig ſeit ſeiner⸗ 


Lostrennung vom Reiche nur noch in be⸗ 
ſchränktem Maße Herr ſeines politiſchen 
und wirtſchaftlichen Schickſals iſt. Der Kampf 
gegen das Verſailler Diktat und die Abneigung gegen den 
Staat, der in bezug auf Danzig ſtets der Nutznießer dieſes 
Diktates geweſen iſt, werden durch die unter dem Zwang 
höherer Gewalt erfolgte Währungsabwertung ganz gewiß 
nicht vermindert. ö 
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Grenzen 


Der regierungsfreundliche Krakauer „Ilustrowany Kurier 
Codzienny“ glaubt nach der Guldenabwertung Danzig eine 
günſtige wirtſchaftliche Entwicklung vorausſagen zu dürfen: 
„Durch die Guldenabwertung“, ſchreibt dieſes Blatt u. a., 
„gewinnt Danzig unzweifelhaft ſehr viel. Seine Indu- 
ſtrie, die wegen der Höhe ihrer Produktionskoſten Mangel 
an Abſatzmöglichkeiten hatte, wird jetzt konkurrenzfähig, die 


Landwirtſchaft gleicht ſich in ihren Arbeitsbedingun⸗ 


gen der polniſchen Landwirtſchaft an, der Handel, be- 
jonders der Exporthandel, gewinnt rieſige Möglichkeiten ...“ 
Es wird in der Tat die Aufgabe der Freien Stadt ſein, die 
Möglichkeiten, die ſich ihr mit der Guldenabwertung 
eröffnen, nach Kräften auszunutzen. Die Wiederherſtellung 
und Stärkung der Wettbewerbsfähiakeit der Danziger Wirt— 
ſchaft auf den ausländiſchen Märkten iſt der Hauptzweck 
der währungspolitiſchen Maßnahme geweſen. Dieſer Zweck 
kann aber nur dann erreicht werden, wenn es gelingt, zu 
verhindern, daß ſich der innere Wert des neuen Guldens 
dem äußeren Werte anpaßt, d. h., wenn es gelingt, Preis— 
ſteigerungen größeren Ausmaßes zu verhindern. Hat dieſes 
Bemühen Erfolg, dann iſt auch die wirtſchaftliche Selbſtändig⸗ 
keit der Freien Stadt, die ein weſentlicher Faktor ihrer 
Deutſcherhaltung iſt, wieder geſichert. 

Vor allem wird das wirtſchaftliche Verhält⸗ 
nis Danzigs zu Polen, nachdem jetzt die Währungs⸗ 
ſpanne zwiſchen den beiden Staaten gefallen iſt, beträchtliche 
Veränderungen erfahren. Polen glaubt jetzt ſeinem Ziel 
einer wirtſchaftlichen Verſchmelzung der Freien Stadt mit 
ſeinem eigenen Wirtſchaftsgebiet ein erhebliches Stück näher⸗ 
gekommen zu ſein. Seine Hoffnungen und Wünſche gehen 
noch weiter. Es will nicht nur eine wertmäßige Angleichung 
der beiden Währungen, ſondern die Beſeitigung der Danziger 
Währung überhaupt; es will, daß an die Stelle der Bank 
von Danzig eine Danziger Filiale der Bank Polſki tritt. 
Es begnügt ſich nicht mit dem gegenwärtigen Stand der 
Dinge, ſondern es ſind im Gegenteil polniſche Kräfte am 
Werke, die, wie bisher ſchon, auch jetzt noch weiter das Ver⸗ 
trauen zum Danziger Gulden zu untergraben und die 
„Flucht in den Zloty“ zu fördern verſuchen. Polen verläßt 
ſich bei dieſen Quertreibereien darauf, daß das Reich zur Zeit 
wegen ſeiner eigenen Deviſenſchwierigkeiten nicht in der 
Lage ſein wird, dem währungspolitiſch bedrängten Danzig 


zu Hilfe zu kommen. 


Die hohe Währung hat auf der einen Seite wohl die 


Danziger Wirtſchaft in ihrer Entfaltung nach außen ge— 


hemmt. Sie iſt auf der anderen Seite aber auch ein guter 
Schutzwall gegen die ſtändig drohende Ge⸗ 
fahr einer Ueberfremdung von Polen her 


geweſen. Dieſe Schutzmauer iſt heute gebrochen. Man denke 
3 


. B. an die Danziger Techniſche Hochſchule. 
Dieſe hat von jeher, nicht bloß aus politiſchen Gründen, 
ſondern wegen ihrer den polniſchen Hochſchulen in Warſchau 
und Lemberg überlegenen wiſſenſchaftlichen Leiſtungsfähig⸗ 
keit, eine beträchtliche Anziehungskraft auf die polniſchen 
Studenten ausgeübt. Bisher aber hat die hohe Währung 
die Hochſchule der Freien Stadt vor einem allzu großen Zu⸗ 
zug aus Polen bewahrt. Mit der Abwertung des Guldens 
iſt dieſes Hindernis beſeitigt, und dem Zuſtrom polniſcher 
Studenten ſtehen jetzt keine jo weſentlichen wirtſchaftlichen 
Schwierigkeiten mehr entgegen. Aber eines wird der Ueber⸗ 
fremdung dieſer deutſchen Hochſchule entgegenſtehen: der 
reichsdeutſche Student. Denn auch für ihn haben 
ſich die wirtſchaftlichen Studienverhältniſſe in Danzig erheb⸗ 
lich gebeſſert. Es wird eine der vornehmſten Aufgaben der 
Deutſchen Studentenſchaft fein, den zu erwartenden pol— 
niſchen Zuſtrom durch ein Maſſenaufgebot deutſcher Stu— 
dierender überhaupt erſt gar nicht hochkommen zu laſſen. 
Wie hier, auf einem weſentlichen kulturpolitiſchen Gebiet, 
fo wird auch auf allen anderen Gebieten der Kampf um 
die Deutſcherhaltung Danzigs mit neuer 

chärfe entbrennen. Die Lage hat ſich für die 


S 
deutſche Seite nicht eben gebeſſert. Aber gerade die größere 


Not, in der ſich das deutſche Danzig heute befindet, muß ein 
Anſporn ſein, ihm die Hilfe zuteil werden zu laſſen, die es 
als Vorpoſten des Deutſchtums im Oſten und als Brücke zum 
Oſten verdient. Danzig bedarf heute der moraliſchen und 
wirtſchaftlichen Hilfe ganz Deutſchlands dringender denn je. 


Die Unierte Evangeliſche Kirche Oſtoberſchleſiens 


Der deutſche Charakter der evangeliſchen Kirche 
Oſtoberſchleſiens iſt in Gefahr. Es gibt dort 20 evan⸗ 
geliſche Gemeinden, die vor der Abtretung des Gebietes 
etwa 80 000 Mitglieder hatten. Heute ſind es nur noch 
etwa 40 000. Evangeliſche Polen hat es früher in 
Oſtoberſchleſien ſo gut wie gar nicht gegeben. Im Laufe der 
Jahre ſind jedoch mit den vielen Tauſenden fremder Zu⸗ 
warderer aus dem Oſten auch zahlreiche Polen evangeliſchen 
Bekenntniſſes dorthin gekommen. Vor einigen Jahren ſchon 
wurde deren Zahl auf etwa 5000 geſchätzt. Die Rechts⸗ 
lage der „Unierten evangeliſchen Kirche 
Polniſch⸗Oberſchleſiens“ gründet ſich auf die 
Genfer Konvention von 1922, die den Kirchen die Verpflich— 
tung auferlegte, ſich bis Mitte 1923 den neuen ſtaatlichen 
Verhältniſſen anzupaſſen. Das iſt 1 der evangeliſchen 
Kirche auf der Synode vom 6. Juni 1923 geſchehen. 
Seitdem bilden die 20 Gemeinden einen verwaltungsmäßig 
ſelbſtändigen, kleinen Kirchenkörper. Deſſen oberſte Ver- 
tretung iſt die Landesſynode, die die Befugniſſe und 
Obliegenheiten einer Provinzialſynode und der General- 
ſynode hat. Die kirchenregimentlichen Befugniſſe liegen 
beim Landeskirchenrat, dem der Präſident (mit den 
Befugniſſen eines Generalſuperintendenten) und vier von 
der Landesſynode gewählte Mitglieder angehören, und zwar 
drei Rd: und ein Geiſtlicher. Für die Geltungs⸗ 
dauer der Genfer Konvention, alſo bis 1937, ſind den 
Kirchen: und Religionsgeſellſchaften in Oſtoberſchleſien ge⸗ 
wiſſe Erleichterungen eingeräumt worden. Dazu gehört u. a. 
das Recht, die Geiſtlichen, Beamten, Gemeindehelfer uſw. 
ſelbſtändig, und zwar auch aus dem Ausland, zu berufen, 
und mit der Mutterkirche in Deutſchland und mit deren 
Verſorgungseinrichtungen rein kirchliche und z. T. auch wirt: 
ſchaftliche Beziehungen zu unterhalten. 

Trotz der Lostrennung vom Reich und trotz der zahlen— 
mäßigen Schwächung hätte ſich das Leben der evangeliſchen 
Kirche vielleicht ohne weſentliche Störung fortentwickeln 
können, wenn durch die zugewanderten Polen 
nicht Unruhe und Zwietracht in die Gemeinden 
hineingetragen worden wäre. In faſt allen Gemeinden wird 
deutſcher und polniſcher Gottesdienſt gehalten. Darüber 
hinaus aber haben die zugewanderten Elemente eigene 
polniſche Vereine gegründet, polniſche Diakoniſſen 
angeſtellt, polniſche Sondergottesdienſte und Kindergottes— 
dienſte eingeführt uſw., und zwar faſt durchweg, ohne mit 
den zuſtändigen Geiſtlichen Fühlung zu nehmen. Das Ziel 
dieſer polniſchen Gruppen geht ganz klar darauf hinaus, 
die Gemeinden zu ſprengen und Schritt für 
Schritt die Führung in den Gemeinden an 
ſich zu bringen. Dieſe Störungsarbeit wird von einem 
Preſſekampf gegen die deutſche Kirchenleitung begleitet, der 
eine angeblich polenfeindliche Einſtellung zum Vorwurf ge⸗ 
macht wird. Die hauptſächlich fördernde Kraft dieſer 
polniſchen Aktion iſt die Evangeliſche Kirche Augs⸗ 
burgiſchen Bekenntniſſes in Warſchau. 

Nun hat die Landesſynode in Kattowitz am 15. April, 
entſprechend den Vorſchlägen des Landeskirchenrates, be- 


ſchloſſen, den polniſchen Wünſchen in weit 
gehendem Maße entgegen zukommen. Wäh⸗ 
rend bisher die aus dem Gebiet der Evangeliſchen Kirche 


Augsburgiſchen Bekenntniſſes zugewanderten Polen in die 


Gemeinden der Unierten Evangeliſchen Kirche nicht auf— 
genommen wurden, alſo in die Wählerliſten nicht eingetragen 
und zu Kirchenbeiträgen nicht herangezogen wurden, ſoll 
dies in Zukunft durch eine weitherzige Handhabung der 
Beſtimmungen über die ausnahmsweiſe Aufnahme möglich 
ſein. Um die polniſchen Gemeindemitglieder noch aus— 
giebiger, als es bisher ſchon geſchehen iſt, mit polniſchen 
Gottesdienſten zu verſehen, ſollen gaſtweiſe und auf Antrag 
Gottesdienſte auch von Geiſtlichen anderer 
evangeliſchen Kirchen gehalten werden können; 
dieſe ſollen dabei jedoch, wie es heißt, „die unierte Kirche als 
ſelbſtändige Kirche achten und ſie nicht angreifen“. Weiter 
iſt vorgeſehen, daß Geiſtliche der Augsburgiſchen 
Kirche Kongreßpolens ordnungsgemäß 
auf Pfarrſtellen der Unierten Kirche Oſt⸗ 
150 berufen werden können. (Damit 
wird ein Beſchluß der Landesſynode aus dem Jahre 1930, 
keine Geiſtlichen der Augsburgiſchen Kirche in die unierten 
Gemeinden aufzunehmen, umgeſtoßen.) Außerdem ſollen 
den Vereinen evangeliſcher Polen von Fall zu Fall für ihre 
Veranſtaltungen von den Gemeinden der Unierten Kirche 
Gemeinderäume zur Verfügung geſtellt werden. 
Schließlich werden auch in bezug auf den Religions- 
und Konfirmandenunterricht den zugewander⸗ 
ten evangeliſchen Polen Zugeſtändniſſe gemacht. 


Das bedeutet alſo, daß die bisher einigermaßen be— 
wehrte nationale Unverſehrtheit der evangeliſchen Kirchen: 
gemeinden Oſtoberſchleſiens mehr und mehr preisgegeben 
wird. Man muß ſchon ſehr naiv ſein, um nicht zu ſehen, 
daß das der Anfang der Poloniſierung iſt. 
Wie der Generalſuperintendent Burſche in Warſchau, der 
Leiter der Evangeliſchen Kirche Augsburgiſchen Bekennt— 
niſſes, die Kirche zu einem Mittel der Entdeutſchung gemacht 
hat, wie er den Frieden in den Gemeinden ſeines Amts⸗ 
bereiches zerſtört hat, wie dieſer Renegat ſeit Jahren beſtrebt 
iſt, alle evangeliſchen Bekenntniſſe Polens unter ſeine 
Diktatur zu bringen und ihre Selbſtverwaltung dem Staate 
auszuliefern, das iſt zur Genüge bekannt. die deutſchen 
Geiſtlichen Oſtoberſchleſiens, die die erwähnten Beſchlüſſe 
gefaßt haben, ſcheinen ſich der Hoffnung hinzugeben, daß 
jetzt angeſichts ihres weitherzigen Entgegenkommens all die 
unbegründeten Anfeindungen und politiſchen Beſchuldi— 


gingen, die von polniſcher Seite gegen die Kattowitzer 
. m 


irchenleitung erhoben wurden, zu chweigen kommen 
werden. Sie werden ſich wohl bald davon überzeugen 
können, wie ſehr ſie ſich getäuſcht haben. Der Kampf, dem ſie 
anſcheinend ausweichen wollten, wird jetzt erſt richtig 
beginnen. Es dürfte der Kirchenleitung auch nicht leicht 
fallen, für ihr Verhalten in den Gemeinden ſelbſt Ver⸗ 
ſtändnis zu finden. Die Beſchlüſſe ſcheinen übereilt und ohne 
vorherige Anhörung der Gemeinden, um deren Schickſal es 
ja ſchließlich geht, zuſtande gekommen zu ſein. N 


Um die Einheit des Deutſchtums in Polen 


Im größten Saal der Stadt Poſen veranſtaltete die 
Jungdeutſche Partei am 5. Mai eine von über 6000 
Menſchen beſuchte Verſammlung, die Zeugnis von der 
völkiſchen Erneuerung des in den Jahren des allgemeinen 
Verfalls zerſplitterten und kraftlos gewordenen Deutſchtums 
des Poſener Landes ablegte. Tauſende waren von außer⸗ 
halb mit der Bahn oder auf Rädern zu dieſer Kundgebung 
in die Wojewodſchaftshauptſtadt gekommen. Die Reden der 
Führer der jungdeutſchen Bewegung waren ein mit Be— 
geiſterung aufgenommenes Bekenntnis zur Einheit aller 
Deutſchen in Polen. Der ſtellvertretende Landesführer 
Schneider ſprach über die Erziehungsaufgaben 
der JDR. „Wir waren nur“, fo führte er u. a. aus, 
Sniereifenkäuppen und Cliquen, die nur für ihr eigenes 

ohl zu ſorgen beſtrebt waren. Vergeſſen war, daß wir 
zuſammengehören. Vergeſſen war, daß wir eine ſchickſals⸗ 


mäßige Gemeinſchaft bilden. Vergeſſen war, daß der eine 
nichts iſt ohne den anderen, daß der Einzelne vergeht, wenn 
ſein Volk nicht mehr beſteht. Vergeſſen war, daß der eine 
Stand nicht beſtehen kann ohne die anderen Stände, und 
daß alle Stände zuſammenklingen müſſen, wenn es ein 
gemeinſames Lebensgefühl geben ſoll. Was früher als groß 
und wertvoll angeſehen wurde, iſt heute zerbrochen. Heute 
müſſen wir uns zurückbeſinnen auf das, was uns geblieben 
iſt, und müſſen wir das zuſammenfaſſen, was wir noch 
haben. Esſinduns geblieben unſere deutſchen 
Volksgenoſſen in Stadtund Land, verſtreut 
bis in die entlegenſten Dörfer. . . Unſere Be⸗ 
wegung iſt die äußere Organiſation für den Aufbruch des 
Volkes. Wir haben als Partei die Aufgabe übernommen, 
die Erziehung der Menſchen durchzuführen, um aus dem 
Aufflackern des neuen Lebensgeiſtes das feſte Band zu 
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ſchmieden, das uns für Jahrhunderte zuſammenſchweißt. Es 
iſt nicht damit getan, wenn der Einzelne ſich heute in einer 
Stunde der Begeiſterung zu uns bekennt, ſondern er muß 
wiſſen, daß es n iſt, ſein ganzes Leben im 
Sinne der neuen Idee ee Wir 
ſchaffen einen neuen Menſchen, der die Brücken abbricht zu 
einer ſchmachvollen Vergangenheit, der gläubig und kühn 
in die Zukunft blickt. Der alte liberaliſtiſche 
Menſcherfüllte nur dort ſeine Pflicht, woes 
nicht unbequem war, während der neue 
Menſch in jeder Stunde zu ſeinem Volke 
ſteht, jederzeit bereit, alles einzuſetzen, 
wenn es für das Volk ift... Es iſt nicht damit 
getan, daß wir die Bonzen wegjagen. Gewiß, das iſt not⸗ 
wendig und das wird auch geſchehen. Aber das iſt immer 
noch der kleinere Teil der Aufgabe. Das ſchwerſte iſt, den 
neuen deutſchen Menſchen zu ſchaffen, der dann bewußter 
Träger dieſes Schickſals wird. Aus der neuen Geſinnung, 
die wir draußen im Alltag zu vertiefen haben, wächſt das 
neue Deutſchtum, das nicht mehr müde und 
verzagt, ſondern mutig, ſtark und lebens⸗ 
kräftig werden wird ſere Bewegung muß die 


Idealiſten ſammeln, die Menſchen, die eine Sache um ihrer 
ſelbſt willen tun. Wenn ihr zu uns kommt, ſo 
wird euch nichts gegeben, ſondern wir 
1 von euch nicht nur eueren Beitrag, 
ondern euch ſelbſt und eure ganze Einſatz⸗ 
bereitſchaft!“ 


Der Landesleiter der JDP., Ing. Wieſner, wandte 
ſich in ſeiner Anſprache u. a. gegen die von der deutſchfeind⸗ 
lichen polniſchen Preſſe gegen die Bewegung gerichteten Vor⸗ 
würfe der Illoyalität: „Wir wiſſen, daß wir die Arbeit nur 
leiſten können, wenn wir im Schutz und Schirm des 
Staates ſtehen. Daher ſtehen wir auf dem Boden der 
Tatſachen und ſind gewillt, treu unſere Pflicht 
im Staate zu erfüllen. Erſt wenn wir dieſe Pflicht 
bis zum letzten ee haben, erſt dann haben wir das Recht, 
zu verlangen, daß uns der Lebensraum gegeben wird. Wir 
haben nichts mit irgendwelchen Leuten zu tun, die nicht auf 
dem Boden des Staates ſtehen. Wir wollen 
einzig und allein unſer Volkstum in dieſem 
Staate erhalten. Alles andere iſt Sache der 
großen Staatsmänner.“ 


Die Deutichen in Großlitauen 


Das Memelland ) 
Frage, derentwegen zwiſchen Deutſchland und Litauen 
pannungen und Schwierigkeiten beſtehen. Denn auch an 
dem Schickſal der Deutſchen, die jenſeits der alten deutſch⸗ 
ruſſiſchen Grenze, in Großlitauen, leben, kann Deutſchland 
nicht achtlos vorübergehen. Man hat von den dortigen 
Deutſchen, obwohl fie in der Hauptſache dicht an der oſt⸗ 
preußiſchen Grenze ſitzen, bis zum Kriege ſo gut wie gar 
nichts gewußt. Auch iſt ihre Geſchichte — verglichen mit der- 
jenigen anderer deutſcher Volksgruppen im Ausland — 
noch verhältnismäßig wenig erforſcht. 

Man weiß, daß es dem Deutſchen Ritterorden 
nicht gelungen iſt, das ſchamaitiſche Gebiet ſeiner Herrſchaft 
da unterwerfen. Man denkt nur immer an die Kriege, die 

amals zwiſchen dem Orden und den Litauern geführt wor⸗ 
den ſind. Aber man überſieht dabei in der Regel, daß auch 
dort ſchon ſeit Jahrhunderten Deutſche anſäſſig ſind, und daß 
es ſehr wohl eine Geſchichte des Deutſchtums in Litauen 
gibt, die von der Hanſe⸗ und Ordenszeit bis in die Gegen⸗ 
wart reicht. Freilich iſt der Einfluß der Deutſchen dort nie⸗ 
mals ſo ſtark und beſtimmend geweſen, wie es in den 
benachbarten polniſchen und baltiſchen Ländern der Fall 
war. Aber immerhin hat es von 1445 bis 1541 auch in der 
heutigen Hauptſtadt Litauens, in Kauen, ein Kontor der 
Hanſe gegeben. Immerhin iſt Georgenburg an der 
Memel eine Gründung des Ordens, der dort inmitten der 
„Wildnis“ einen vorgeſchobenen Poſten gegen die e 
Litauer ſchuf. Immerhin haben deutſche Kaufleute und 
Handwerker vom Anfang des 15. bis ins 19. Jahrhundert 

inein eine nicht unbedeutende Rolle in der Entwicklung 

auens geſpielt, und immerhin haben ſich ſchon vor den 
Teilungen Polens, mit dem Litauen damals verbunden war, 
unter dem Schutze der Radziwills, der Sapiehas und 
anderer Adelsgeſchlechter deutſche Handwerker in Keidany, 
Birſen und Schaulen, in Preny, Janow und Zwyren, ben 
wie in Tauroggen und Serrey, die von 1681 bzw. 1687 bis 
1795 den Brandenburgern gehörten, niedergelaſſen. 


Im weſentlichen aber iſt das Deutſchtum Litauens vor 
allem deſſen bäuerlicher Teil, doch jüngeren Urſprungs. Als 
das Gebiet von Suwalki, deſſen nördlicher Teil heute zu 
Litauen gehört, nach der dritten Teilung Polens unter dem 
Namen Neuoſtpreußen für kurze Zeit (von 1795 bis 
1807) an Preußen kam und dann bis zum Jahre 1813 dem 
von Napoleon ins Leben gerufenen Großherzogtum 
Warſchau zugeteilt wurde, kamen neue Gruppen von 
Handwerkern und bäuerlichen Siedlern aus den benach— 
barten deutſchen Gebieten ins Land. Doch hielt ſich die Zu⸗ 
wanderung auch damals noch in beſcheidenen Grenzen. Der 
Hauptſtrom der deutſchen Koloniſten kam 
erſt in den 20er Jahren des vergangenen Jahrhunderts aus 
Oſtpreußen, ſpäter auch aus dem ſüdweſtlichen Deutſchland 
in die damals ruſſiſchen Gouvernements Suwalki und 
Kowno. Um 1860 herum hörte die bäuerliche Zuwanderung 
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iſt nicht die einzige volkspolitiſche 


dann vollkommen auf, und ſeit 1890 ſetzte in den litauiſchen 
Gebieten eine Abwanderung nach Ueberſee ein, die ſich in 
beträchtlichem Maße auch auf die deutſchen Koloniſten aus⸗ 
N Nur die Zuwanderung gelernter deutſcher Qualitäts» 
arbeiter hielt auch in den letzten Vorkriegsjahrzehnten in 
geringem Umfange an. Die verhältnismäßig ſchwach ent⸗ 
wickelte Induſtrie des Landes wurde im weſentlichen 
von Deutſchen geſchaffen, und die qualifizierten Arbeits⸗ 
kräfte in den Montvilſchen Fabriken in Ponewieſch, in den 
Tillmannſchen und Schmidſchen Fabriken in Kauen, in der 
Mantelsſchen Eiſengießerei in Wilkowiſchki und in der 
Frenkelſchen Lederfabrik in Schaulen waren faſt ausſchließ⸗ 
lich Deutſche. 

Die Frage, wieviel Deutſche es heute in Litauen ih 
das Memelgebiet) gibt, iſt nicht leicht zu beantworten. Die 
litauiſche Volkszählung vom 17. September 1923 
zählt 29 231 Deutſche. Dieſe Zahl iſt zweifellos nicht 
richtig. Auch von litauiſcher Seite wird die Unzuverläſſigkeit 
der Volkszählung nicht geleugnet. Bei der Zählung ſelber 
waren bee e ſogar nur etwa 24 000 Deutſche feſtge⸗ 
ſtellt worden. Die litauiſche Regierung, die ſich der berech⸗ 
tigten Kritik an der Zählung nicht entziehen konnte, ſah ſich 
veranlaßt, die Ergebniſſe zu korrigieren. Sie tat das aber 
nicht etwa durch eine neue, mit größerer Sorgfalt durch— 
geführte 89 18 ſondern indem ſie die urſprünglich feſt⸗ 
geſtellten Zahlen auf Grund recht anfechtbarer „Schätzungen“ 
durch neue erſetzte. Auch die Richtigkeit der neuen Ergebniſſe 


wird von den Volksgruppen (Deutſchen, Polen, Juden, 


Letten, Ruſſen, Weißruſſen) beſtritten. Rudolf Heberle, 
der in feinem Buche „Die Deutfchen in Litauen“ alle vor⸗ 
aan ſtatiſtiſchen Unterlagen unterſucht hat, nimmt 

0000 bis 50 000 Deutſche in Litauen an. 


Die Hauptſiedlungsgebiete des Deutſch⸗ 
tums ſind die an Oſtpreußen und an das Memelgebiet 
angrenzenden großlitauiſchen Kreiſe, und zwar ſüdlich der 
Memel die Kreiſe Mariampol, Wilkowiſchki und 
Schaken, nördlich der Memel Tauroggen und 
Raſeinen. Den ſtärkſten Bevölkerungsanteil bilden die 
Deutſchen im Kreiſe Wilkowiſchki, wo nach der litauiſchen 
Zählung von 1923 über 10000 (= 12,5 v. H.) Deutſche 
1 Faſt nirgends ſind geſchloſſene, rein 

eutſche Siedlungen zu finden. Ueberall wohnen in 
den Dörfern und natürlich erſt recht in den Marktflecken und 
Städten die deutſchen Bauern, Handwerker und Arbeiter 
mit Angehörigen fremden Volkstums vermiſcht, im weſtlichen 
Landesteil mit Juden und Litauern, im ſüdlichen auch mit 
Polen und im öſtlichen auch mit Letten. Je weiter von 
der deutſchen bzw. memelländiſchen Grenze 
entfernt, um ſo geringer wird der deutſche 
Bevölkerungsanteil. Außer in den erwähnten 
Grenzkreiſen gibt es eine beträchtlichere deutſche Gruppe nur 
noch in der Landeshauptſtadt Kauen (nach der litauiſchen 
Zählung von 1923 über 3200 = 3,54 v. H.). Krottingen 


hatte früher einmal eine ftarfe deutſche Bevölkerungsſchicht; 
durch die dort bereits um die Jahrhundertwende einſetzende 
Abwanderung hat es ſeine Deutſchen heute bis auf einige 
hundert Seelen verloren. 

Mehr als die Hälfte des litauiſchen Deutſchtums lebt auf 
dem flachen Lande; nach der Volkszählung von 1923 
PB es 8,10. H. In den Marktflecken 7.2 v. H. und in 

en Städten (d. h. in den Orten mit über 2000 Einwoh- 
nern) 34,7 v. H. Trotzdem nun die Marktflecken durchaus 
ländlichen Charakters ſind und auch die Städte 3. T. einen 
ſtarken bäuerlichen A ler find die Angehörigen 
nichtlandwirtichaftliher Berufe unter dem Deutſchtum 
Litauens verhältnismäßig ſtark vertreten. In der Land⸗ 
wirtſchaft ſind nach der — freilich auch in der Berufs⸗ 
ſtatiſtik ziemlich unklaren und ungenauen — litauiſchen 
Zählung 58,7 v. H. der Deutſchen beſchäftigt. Neben 
den Juden ſind die Deutſchen das verhältnismäßig am 
en in Induſtrie, Handel, Verkehr uſw. beſchäftigte 

evölkerungselement. In den Städten und Städtchen des 
Landes ſpielten die Deutſchen noch während des ganzen 
19. Jahrhunderts eine maßgebende Rolle in einer ganzen 
Reihe handwerklicher Berufe. Ihre Bedeutung iſt 
während der letzten Jahrzehnte jedoch beträchtlich geſunken, 
einmal weil bei dem Vordringen billiger Fabrikwaren die 
Bedeutung des Handwerks an ſich zurückging, und dann 
auch, weil die Juden und Litauer ſich mehr und mehr auch 
in dieſen Berufen auszubreiten begannen. Doch findet man 
auch jetzt noch allenthalben deutſche Müller, Tiſchler, 
Schmiede, Stellmacher, Schneider, Sattler, Drechſler, 
Schuhmacher, Gerber, Fleiſcher uſw. 

Vor dem Kriege, in ruſſiſcher Zeit, ging es den 
Deutſchen wirtſchaftlich im allgemeinen recht gut. Die deut— 
ſchen Bauern hoben ſich als ſparſamere, arbeitstüchtigere 
und zugleich anſpruchsvollere Wirte über den Durchſchnitt 
ihrer fremdnationalen Umgebung heraus. 
Handwerker hatten ihr Auskommen. Die teils reichs— 
deutſchen, teils baltiſchen Gutsbeſitzer, die über das 
ganze Land verſtreut ſaßen, waren in ihrer Wirtichafts- 
führung den polniſchen und ruſſiſchen Großgrundbeſitzern 
überlegen. Das deutſche Bürgertum in Kauen ſpielte 
eine gewiſſe Rolle. Und von den gelernten deutſchen Ar- 
beitern hatte es mancher zu einem eigenen Häuschen 


„auf der Schanze“, dem deutſchen Stadtteil Kauens, ge⸗ 


bracht. Heute haben die deutſchen Bauern nicht nur unter 
der landwirtſchaftlichen Kriſe, ſondern auch unter der 
nationalen Feindſchaft der neuen Machthaber zu leiden. Die 
Handwerker führen ein kärgliches Daſein. Die Gutsbeſitzer 
ſind der Agrarreform zum Opfer gefallen. Das Bürgertum 
hat ſeine wirtſchaftliche Bedeutung und mit ihm auch der 
Arbeiter zum größeren Teil ſeine Arbeitsſtelle verloren. 
Schlimm iſt es in kultureller Hinſicht mit dem 
Deutſchtum in Litauen beſtellt. Zwar waren ſchon im ver⸗ 
gangenen Jahrhundert deutſche Kirchenſchulen vor⸗ 
handen, die von den Geiſtlichen verwaltet wurden. Aber ihre 
ahl war verhältnismäßig gering und ihre Leiſtung be⸗ 
ſcheiden. Bei der Ankunft in ihrer neuen Heimat waren die 
Deutſchen ihrer Umgebung nicht nur in wirtſchaftlicher, ſon⸗ 
dern auch in kultureller Hinſicht zweifellos ein ganzes Stück 
voraus. Aber das gänzliche Fehlen belebender 
und den Fortſchritt fördernder Verbin⸗ 
dungen zum nahen Deutſchtum im Reich 
bewirkte, daß das deutſche Koloniſtentum auf dem Niveau 
der Ein wanderungszeit ſtagnierte. Es beſaß keine geiſtig 
ann Schicht. Und wo ſich einzelne durch perſönliche 
üchtigkeit über das beſcheidene Niveau ihrer Umgebung 
erhoben, ſorgte die ruſſiſche Verwaltung dafür, daß ſie aus 
den deutſchen Gemeinden des Grenzgebietes ins Innere des 
weiten Reiches abgeſaugt wurden. j 
So war das Deutſchtum, als der litauiſche Staat ent⸗ 
ſtand, auf den bald einſetzenden Volkstums⸗ 
kampf nur wenig vorbereitet. In der litauiſchen 
Verfaſſung und im Minderheitenſchutzver⸗ 
trag wurden zwar beſtimmte Rechte erwähnt, die den 
nichtiitauiſchen Volksgruppen des Staates eingeräumt wer⸗ 
den ſollten. Aber es fehlte von Anfang an nicht nur den 
Litauern die Luſt, ſich an dieſe Beſtimmungen zu halten, 
ſondern den Deutſchen mangelte auch noch die Fähigkeit, in 
wirtſchaftlichen und kulturellen Selbſthilfeorganiſationen um 
die verſprochenen Rechte zu kämpfen. Auf den Grundlagen, 
die bon der Verwaltung des Obergebietes Oſt gelegt worden 


Die deutſchen 


waren, verſuchte das Deutſchtum, zum Teil mit baltiſcher 
Hilfe, ſich organiſatoriſch zu feſtigen. 1920 rief es mit der 
„Partei der Deutſchen Litauens“ ſeine politiſche 
Vertretung ins Leben. 1923 wurde eine deutſche Ge- 
noſſenſchaftsbank in Kauen gegründet, der dann 
bald eine Reihe weiterer kleiner Banken in verſchiedenen 
Landſtädten folgten. Deutſche Konſum vereine ent- 
ſtanden an mehreren Orten. Auch das Schulweſen 
begann ſich zu entwickeln. Der „Deutſche Kulturver⸗ 
band“ bemühte ſich, das kulturelle Leben zu fördern, 
Schulen, Büchereien und Kindergärten zu gründen und das 
geſellige Leben auszugeſtalten. Die erſten Anfänge eines 
deutſchen Preſſeweſens wurden gemacht. 
uf all dieſen Gebieten wurden nicht unbeträchtliche 
Fortſchritte erzielt. Aber ehe ſich das Leben der deutſchen 
Volksgruppe voll zu entwickeln vermochte, ſetzte ſchon der 
litauiſche Vernichtungskampf ein. Die deutſche Partei, die bei 
den Wahlen zum litauiſchen Sejm 1920 einen, 1923 zwei 
und 1926 wieder einen Abgeordneten durchgebracht hatte, iſt 
heute ohne Bedeutung. Das deutſche Genoſſenſchafts⸗ 
weſen, das ſich trotz der Organiſationsungewohnheit der 
Deutſchen Litauens gut entwickelte, iſt zuſammengebrochen. 
Die erſte deutſche Zeitung, die herausgegeben wurde, die 
„Litauiſche Rundſchau“, hat im Juni 1929 ihr Erſcheinen 
einſtellen müſſen; an ihre Stelle ſind ſpäter die einmal 
wöchentlich erſcheinenden „Deutſchen Nachrichten“ in Kauen 
getreten, die trotz beſcheidener u in einer Auf⸗ 
lage von etwa 3500 Stück — eine gewiſſe Bedeutung auch in 
nichtdeutſchen Kreiſen beſitzen. Der „Deutſche Kulturverband“ 
wird ſeit Beſtehen von den Litauern in ſeiner Entwicklung 
ſyſtematiſch gehemmt, vielen feiner Ortsgruppen wird über: 
haupt jede Tätigkeit unterſagt. Vor einigen Monaten wur— 
den ſeine Leiter wegen angeblichen ſtaatsfeindlichen Ver— 
haltens verhaftet. Die Tätigkeit der deutſchen Korporation 
„Arminia“ an der Kauener Univerſität wurde verboten. 
Die wichtigſten nationalkulturellen Einrichtungen der 
deutſchen Volksgruppe in Litauen ſind Kirche und 
Schule. Hier ſieht es beſonders traurig aus. Die Deutſchen 
des Landes find faſt ausſchließlich evangeliſch⸗ 
lutheriſch. Sie haben früher (im ehemaligen Gouverne— 
ment Suwalki) dem Warſchauer und (im ehemaligen 
Gouvernement Kowno) dem Kurländiſchen Konſiſtorial⸗ 
bezirk unterſtanden. Damals war die evangeliſche Kirche in 
den Gebieten rechts der Memel eine weſentliche Stütze des 
Deutſchtums, in den Gebieten links der Memel aber verfolgte 
ſie unter der Leitung des Warſchauer Superintendenten 
Burſche poloniſierende Tendenzen. Im Jahre 1921 erhielt 
die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche in Litauen, die ſich aus 
etwa 48 000 Deutſchen, 12 000 Letten und 27 000 Litauern 


zuſammenſetzt, eine neue Verfaſſung, die vor allem 


in der Frage der Diſziplinargewalt bald ſcharfe Spannungen 
hervorrufen ſollte. Ein heftiger Kampf zwiſchen den Geiſt⸗ 


lichen und dem Konſiſtorium ſetzte im Jahre 1925 ein, als 


der aus dem Memelgebiet ſtammende Pfarrer und ehemalige 


preußiſche Landtagsabgeordnete Dr. Gaigalat gegen den 


Willen der Geiſtlichkeit auf Grund einer Verfügung des 
Staatspräſidenten die Leitung der Kirche übernahm. Die 
Paſtoren nichtlitauiſcher Staatsangehörigkeit wurden aus⸗ 
gewieſen; eine große Zahl von Gemeinden verwaiſte. Die 
etwa 50 Gemeinden und Filialgemeinden mußten damals 
von nur 16 Geiſtlichen verwaltet werden. Darauf wurde die 
Frage des geiſtlichen Nachwuchſes in einem minderheiten⸗ 
feindlichen Sinne geregelt. An der Univerſität Kauen wurde 
unter der Leitung Gaigalats eine evangeliſch⸗ 
theologiſche Fakultät ins Leben gerufen, die von 
allen Geiſtlichen, die in Litauen angeſtellt werden wollen, 
abſolviert werden muß. Die Abſicht iſt ganz offenſichtlich die 
Litauiſierung der proteſtantiſchen Kirche, denn an ſich iſt es 
ein Unſinn, für 70 000 Proteſtanten eine eigene Fakultät zu 
unterhalten, während voll ausgebildete Geiſtliche aus 
Deutſchland und Lettland jederzeit zur Verfügung ſtehen. 

Zu dieſen nationalpolitiſchen Schwierigkeiten, die durch 
künſtlich hereingetragene Streitigkeiten innerhalb der Ge⸗ 
meinden noch verſchärft wurden, kommen weitere, das 
Deutſchtum hemmende Momente hinzu. Die deutſchen prote⸗ 
ſtantiſchen Gemeinden ſind weit über das Land zerſtreut. Die 
wenigen Geiſtlichen, die vorhanden ſind, ſind zumeiſt nicht 
in der Lage, ihre Gemeinden ordnungsmäßig zu verſorgen. 
Sie kommen vielfach nur einige Male im Jahre mit ihren 
Gemeindemitgliedern in Berührung. Das und die nationale 
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Indifferenz mancher Paſtoren hat die Entwicklung 
des Sektenweſens unter den deutſchen Koloniſten 
(aber auch unter den litauiſchen Proteſtanten) begünſtigt. 
Methodiſten, Baptiſten und andere Sekten find in den Ge⸗ 
meinden weit verbreitet und vielfach nicht eben geeignet, den 
nationalen Zuſammenhang unter den Deutſchen zu fördern. 
Nach dem Kriege ſchien es zunächſt ſo, als wollte ſich ein 
brauchbares Schulweſen in den deutſchen Siedlungen 
entwickeln. Erfolgreiche Anfänge waren allenthalben zu ver— 
eichnen. Im Jahre 1924 gab es in Litduen (ohne das 
Memelgebiet) 24 deutſche Schulen, eine deutſche 
Oberrealſchule in auen und eine Mittel⸗ 
ſchule in Schaulen. Mit den beiden letzteren und der 
kleinen, aber guten Volksſchule in Schoden waren Internate 
verbunden. Sancben waren mehrere deutſche Kinder- 
ärten entſtanden. Der Plan, ein deutſches Lehrer⸗ 
eminar zu gründen, da Lehrer aus dem Ausland nicht 
erangeholt werden dürfen, wurde von der litauiſchen 
egierung vereitelt. Die mannigfachen Schwierigkeiten, die 
auf geſetzlichem oder ungeſetzlichem Wege dem deutſchen 
Schulweſen gemacht wurden, brachten es jedoch bald wieder 
zum Erliegen. Deutſchen Lehrern wurde, weil ſie die 
litauiſche Sprache wirklich oder angeblich nicht genügend 
beherrſchten, die Lehrertaubnis entzogen; katholiſche 
litauiſche Lehrkräfte traten an ihre Stelle; ſchrittweiſe wurde 
Litauiſch als Unterrichtsſprache in den deutſchen Schulen 
eingeführt, einige Schulen wurden ſchließlich auch mit Ge: 
walt zum Erliegen gebracht. So gab es ſchon im Jahre 
1926 in ganz Litauen nur noch 12 Schulen, 
in denen gend oder überwiegend in deutſcher Sprache von 
deutſchen Lehrern unterrichtet wurde. An ſtaatlichen 


deutſchen Volksſchulen gab es im Jahre 1930 noch 7, 1931 
noch 5, 1932 noch 4, 1933 noch 2. Zur gleichen Zeit waren 
noch ſieben deutſche Privat ſchulen des Kulturverbandes 
vorhanden. Gegenwärtig gibt es im ganzen nur noch 
acht Volksſchulen für deutſche Kinder; von dieſen haben aber 
nur noch zwei Schulen die deutſche Unter⸗ 
richtsſprache. Da die Zahl der deutſchen Kinder im 
Alter von 7 bis 14 Jahren in Litauen mit etwa 5000 anzu⸗ 
ſetzen iſt, bedeutet das, daß nur ein ganz verſchwindend 
geringer Bruchteil dieſer Kinder die Möglichkeit hat, eine 
deutſche Schule zu beſuchen. Alle übrigen Kinder ſind ent» 
weder gezwungen, in litauiſche Schulen zu gehen, oder ſie 
wachſen, was häufig der Fall iſt, ohne jeden Schulunterricht 
auf. Der an ſich ſchon nicht bedeutende Bildungsgrad der 
Deutſchen in Litauen wird durch dieſe ſyſtematiſche Zer⸗ 
ſtörung und Behinderung der kulturellen Selbſthilfe der 
deutſchen Gemeinden noch weiter herabgedrückt. 

Derſelbe Vernichtungstrieb, der die Memelpolitik 
Litauens beſtimmt, iſt auch gegenüber den Deutſchen in 
Großlitauen am Werke. Dieſelbe aus Angſt und Haß ge⸗ 
miſchte Feindſchaft, die zum Memelprozeß geführt hat, 
richtet ſich auch jenſeits der alten Reichsgrenze gegen die 
Deutſchen. Man hat ihnen alle Rechte genommen, man hat 
in den herrſchenden Kreiſen Kauens ihre Vernichtung be— 
ſchloſſen. Die Deutſchen gingen zwar unvorbereitet in den 
Kampf, den man ihnen angeſagt hat. Aber ſie haben in 
dieſem Kampfe doch ſchon manches gelernt. Sie haben 
gelernt, ſich zu wehren und zuſammenzu⸗ 
ſtehen. Und das gibt die Hoffnung, daß es ihnen auch 
gelingen wird, die Zeit der Unterdrückung, in der ſie jetzt 
leben, als Deutſche zu überdauern. Dr. K. 


Um das Recht im Memelgebiet 


Die Leute in Kauen fcheinen die Widerſtands⸗ 
kraft der deutſchen Memelländer doch erheblich 
unterſchätzt zu haben. Sie haben ſich anſcheinend eingebildet, 
den völkiſchen Behauptungswillen des Memellandes durch 
ihren maßloſen Terror brechen und durch die Bluturteile von 
Kauen von einer weiteren Betätigung zurückhalten zu können. 
Sie haben ſich ganz erheblich getäuſcht. Der Druck, unter den 
ſie die Memelländer geſetzt haben, hat dieſe nur um ſo härter 
und entſchloſſener gemacht. Die Willkür, der ſie das Land 
unterworfen haben, hat zur Folge gehabt, daß ſeine Be⸗ 
wohner ſich der tiefen Kluft, die zwiſchen ihnen und den 
Schamaiten beſteht, nur um fo mehr bewußt wurden. Die 
Litauer haben die Memelländer in eine harte und opfervolle 
Schule geſchickt, und die Memelländer haben in ihr gelernt, 
ſich zur Wehr zu ſetzen. Beſtand früher vielleicht einmal in 
manchen memelländiſchen Kreiſen die Ueberzeugung, daß es 
möglich ſei, mit den Litauern friedlich zuſammenzuarbeiten, 
ſo iſt dieſer Optimismus von den Litauern ſelber inzwiſchen 
gründlich ausgerottet worden. Ein Syſtem, das alle ver⸗ 
bürgten Rechte mit Füßen tritt, das ein ganzes Land zum 
Tummelplatz beutegieriger Abenteurer macht, das unſchul⸗ 
dige Menſchen zum Tode und zu ſchweren Zuchthausſtrafen 
verurteilt, kann nicht erwarten, daß man noch einer ſeiner 
Verſprechungen glaubt. Ganz abgeſehen davon, daß ſich die 
Memelländer wohl hüten werden, ſich auf irgendwelche 
Kompromiſſe, mit denen ſie doch nur in eine Falle gelockt 
werden ſollen, einzulaſſen, haben ſie gerade jetzt keinen 
Grund, den Lockungen, die etwa noch von litauiſcher Seite 
kommen, Gehör zu ſchenken. Die Memelländer wiſſen, daß 
855 Lage keine Angelegenheit iſt, die von Litauen auf die 
Dauer allein geregelt werden wird; ſie wiſſen, daß ſich mit 
ihrer Lage die Regierungen ganz Europas befaſſen; ſie 
willen, daß das, was jetzt von litauifcher Seite an „Annähe— 
rungsverſuchen“ unternommen wird, der Angſt entſpringt, 
vor einer internationalen Inſtanz zur Verantwortung ge— 
zogen zu werden; ſie wiſſen, daß ſchließlich doch einmal der 
Tag kommen wird, da all die unſauberen Elemente, die heute 
in dieſem Lande ihr Unweſen treiben, über jene Grenze ab— 
an werden, die feinerzeit von der Sonderkommiſſion des 

otſchafterrates als eine wahre Scheidewand zwiſchen 
zwei Kulturen bezeichnet wurde. 

In Kauen ſcheint man dieſe Situation allerdings noch 
immer nicht ganz begriffen zu haben. Am 2. Mai überreichte 
der litauiſche Außenminiſter den Vertretern der Signatar⸗ 
mächte die Antwort auf die von dieſen am 19. April über⸗ 
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reichte Note. Der Wortlaut der litauiſchen Antwort wurde 
nit bekanntgegeben. In der engliſchen Preſſe wurde fie 
jedoch — offenbar in Uebereinſtimmung mit der offiziellen 
Londoner Auffaſſung — als unbefriedigend bezeich⸗ 
net. Mit ſo allgemeinen Redensarten wie denen, daß die 
litauiſche Regierung „alles mögliche tun werde“, um wieder 
normale Verhältniſſe im Memelgebiet herzuſtellen, können 
und werden ſich die Signatarmächte nicht mehr zufrieden 
geben; insbeſondere wird ſich England mit ſolchen niemals 
ehrlich gemeinten aulagen, nicht mehr abſpeiſen laſſen. 
Wenn es die litauiſche Regierung jetzt wagen konnte, die 
Einwendungen der Signatarmächte als „unbegründet“ zu⸗ 
rückzuweiſen jo find dieſe Mächte ſchließlich ſelbſt daran 
ſchuld, daß ihnen dieſe Blamage nicht erſpart geblieben ift; 
denn ſie ſelber haben durch ihr jahrelanges völliges Verſagen 
in der Memelfrage die Großmannsſucht der litauiſchen Ge⸗ 
walthaber gezüchtet, ſie ſelber haben es dadurch, daß ſie die 
Memelangelegenheit ſtets als ein politiſches Schacherobjekt 
behandelt haben, verſäumt, den Leuten in Kauen eine ange⸗ 
meſſene Vorſtellung von Recht und Gerechtigkeit e 

Der Präſident des illegalen Memeldirektoriums, Bru⸗ 
velaitts, hat am 30. April an den Alterspräfidenten des 
Memellandtages, Hilpert, ein Schreiben gerichtet, in dem 
er ſich in ſcheinheiliger Weiſe bereit erklärte, ſein Direktorium 
ſo zu ergänzen, daß von fünf Direktoriumsmitgliedern drei 


den memelländiſchen Mehrheitsparteien angehören. Bruve⸗ 


laitis hätte ſich gern durch eine plumpe Schiebung 
die Legalität erſchwindeln wollen. Der Brief, 
den er an Hilpert ſchrieb, war ein Muſterbeiſpiel litauiſcher 
Verlogenheit. Zunächſt ſtellte Bruvelaitis die Behauptung 
auf, daß er ſtets bemüht geweſen ſei, mit der Mehrheit des 
Landtags eine Zuſammenarbeit zu erzielen. () Weiter be» 
hauptete er, daß die Memelländiſche Landwirtſchaftspartei 
ſich für eine Beteiligung an ſeinem Direktorium ausge⸗ 
ſprochen und zwei ihrer Mitglieder, Buttgereit und Grigat, 
in ſein Direktorium entſandt habe. Das iſt alles frei erfunden. 
Von den beiden erwähnten Männern gehört Grigat der 
Landwirtſchaftspartei überhaupt nicht an, und auf welche 
Weiſe es den litauiſchen Terroriſten gelungen iſt, den in 
arger wirtſchaftlicher Bedrängnis befindlichen Buttgereit 
ihren Machenſchaften gefügig zu machen, iſt zur Genüge be⸗ 
kannt. Bruvelaitis ſcheint ganz vergeſſen zu haben, daß die 
(formell allerdings nicht beſchlußfähige) Landtagsmehrheit, 
auf die er ſich hier beruft, ihm dreimal, nämlich am 13. De⸗ 
zember, am 4. Januar und am 16. April, das Mißtrauen 


ausgeſprochen hat und daß fich beim letzten Zuſammentritt 
9 ſogar Buttgereit an der Abgabe des Miß— 
trauensvotums beteiligt hat. Es gehört unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden ſchon die Geſinnung eines notoriſchen 
Luſtlügners dazu, von dem „ſteten Bemühen um eine 
Zuſammenarbeit mit der Landtagsmehrheit zu ſprechen. 
Hilpert iſt die Antwort nicht ſchuldig geblieben. Er hat den 
litauiſchen Taäuſchungeverſucg in beſtimmter Form zurück- 
gewieſen. Das „Memeler Dampfboot“ wurde wegen Ver⸗ 
öffentlichung des Hilpertſchen Antwortſchreibens beſchlag⸗ 
nahmt. 0 8 , 

Am 4. Mai iſt in der Memelfrage inſofern eine neue 
Situation eingetreten, als an dieſem Tage die drei⸗ 
jährige e e des 4 Memel⸗ 
land isch en Landtages abgelaufen iſt. Die litauiſche 
Regierung verſucht dieſe Tatſache dazu zu benutzen, um die 
Bereinigung der Verhältniſſe im Memelland nach Möglich⸗ 
keit noch weiter zu verſchleppen. Im Memelſtatut iſt 
wohl davon die Rede, daß der Landtag, wenn er auf⸗ 
gelöſt wird, in ſpäteſtens ſechs Wochen neu gewählt 
werden muß; es iſt dort aber nicht ausdrücklich geſagt, wann 
die Neuwahlen ſtattfinden müſſen, wenn der Landtag nicht 
wegen vorzeitiger Auflöſung, ſondern durch Beendigung 
der Legislaturperiode aufhört zu beſtehen. Die 
litauiſche Regierung verſucht nun durch dieſe Lücke des 
Statutes zu ſchläpfen. Es iſt aber ſelbſtverſtändlich, daß die 
für den Fall der Auflöſung vorgeſehene Friſt für die Neu⸗ 
wahlen auch auf den jetzt zum erſtenmal ſeit dem Beſtehen 
des Memelgebietes eingetretenen Fall der Beendigung der 
Legislaturperiode anzuwenden iſt, und das um ſo mehr, als 
gerade das Nichtbeſtehen eines arbeitsfähigen Landtages der 
eigentliche Grund der ſchweren Beunruhigung iſt, die für 
ganz Europa von der Memelfrage ausgeht. Der Gouverneur 
ift natürlich anderer Anſicht. Er tut fo, als ob es eine beſon— 
dere Gnade der litauiſchen Regierung ſei, wenn ſie überhaupt 
noch einmal Landtagswahlen ſtattfinden laſſe. Die Neu— 
wahlen find durch einen Akt des Gouverneurs vom 
9. Mai auf den 29. September d. J. feſtgeſetzt 
worden. Es iſt die Pflicht der Signatarmächte, für die 
ſofortige Bildung eines neuen Memellandtags zu forgen.: 
Die Abſicht, möglichſt viel Zeit zu gewinnen, iſt zu offenſicht⸗ 
lich, als daß die Begründung, daß der Wahltermin „mit 
Rückſicht auf die Bequemlichkeit der landwirtſchaftlichen 
Bevölkerung“ gewählt worden ſei, anders denn als 
glatter Hohn aufgefaßt werden könnte. Die bis zur 
Wahl bleibenden Monate werden die Litauer nach Kräften 
zur Verfälſchung der kommenden Wahlen 
auszunutzen trachten. Sie werden, was Bruvelaitis ja ſchon 
vorbereitet hat, Tauſenden von zugewanderten Großlitauern 
das memelländiſche Bürgerrecht und damit das Recht zur 
Teilnahme an den Landtagswahlen geben. Und weiter 
wenn fie an eine grundlegende Aenderungdes 

5 asia eſetzes zu denken. Gedacht wird anſcheinend an 
ein Korporationswahlgeſetz, d. h. an ein Geſetz, nach dem 
das Wahlrecht unter Ausſchaltung der einzelnen Bürger 
nur den öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaften, 
wie Handelskammer, Landwirtſchaftskammer, Handwerks⸗ 
kammer uſw., gewährt wird. Es ſoll, wie es heißt, in dieſem 


Geſetz außerdem noch beſtimmt werden, daß nur ſolche Per- 
ſonen gewählt werden dürfen, die die litauiſche Sprache 
beherrſchen und ſich als „loyale litauiſche Staatsbürger“ 
erwieſen haben. Das würde aber bedeuten, daß ein be» 
wußter Deutſcher überhaupt keine Ausſicht 
mehr haben würde, in den Landtag gewählt zu 
werden, da ja nach dem Zuchthausgeſetz jedes Eintreten 
für die deutſchen Volkstumsintereſſen als „ſtaatsgefährdendes 
Verbrechen“ gilt. Es braucht nicht erſt feſtgeſtellt zu werden, 
daß ein ſolches Wahlgeſetz den Grundforderungen des 
Memelſtatutes widerſprechen würde. 

Der Rektor der Univerſität Kauen, Prof. Römeris, 
ermunterte vor einiger Zeit die Vertreter der Studenten, die 
Ihn in politiſchen Dingen um Rat fragten, durch folgenden 
Vergleich zu deutſchfeindlichen Demonſtrationen: „Die Gren⸗ 
zen Litauens ſind vergleichbar einer Flaſche, deren Inhalt 
wir, das Volk, find. Wenn wir nun nicht jeweils 
im richtigen Augenblick die den Juden er⸗ 
wünſchte Maßregel ergreifen, dann korken 
ſie die Flaſche zu, ſo daß wir an Luftmangel 
erſticken.“ Dieſer Vergleich kennzeichnet die Situation, in 
der ſich Litauen befindet, ganz richtig. Dieſer Staat befindet 
5 in den Händen der Juden oder, was dasſelbe ft in Abs 

ängigkeit von der Sowjetunion. Man könnte dieje Situa- 
tion als tragiſch bezeichnen, wenn die derzeit die höchſten 
Stellen im Staate einnehmenden Leute dieſes verderbliche 
Abhängigkeitsverhältnis nicht ſelber verſchuldet und herbeis 
geführt hätten. Der 0 Einfluß in Litauen 
und Litauens 5 bd chaft gegen Deutſch⸗ 
land ſtehen in einem urſächlichen Zuſam⸗ 
menhang miteinander. Der anormale Appetit der 
regierenden Leute auf das deutſche Memelgebiet und die 
krankhafte Großmannsſucht einiger Mitglieder der litauiſchen 
Halbintelligenz hat den Staat in einen gefährlichen Gegen— 
ſatz zu Deutſchland gebracht und damit in die Zwangslage 
verſetzt, ſich nach einem geeigneten Bundesgenoſſen umzu— 
ſehen. Als ſolcher Bundesgenoſſe hat ſich das Judentur 
(d. h. die Sowjetunion) zur Verfügung 1 Von der 
Bundesgenoſſenſchaft mit der litauiſchen Regierung bis zur 
e über Litauen iſt es bei dem Mißverhältnis der 

räfte dann nur noch ein Schritt geweſen. Es läßt ſich ſehr 
deutlich verfolgen, wie das jüdiſche Element, deſſen Hilfe ſich 
die litauiſche Regierung in ihrem Kampf um das Memel⸗ 
gebiet hoffte bedienen zu können, ſehr bald die eigentlich 
treibende Kraft dieſes gegen Deutſchland gerichteten Kampfes 

eworden iſt. Es iſt dies eine Erſcheinung, die man ja auch 
in vielen anderen Ländern beobachten kann; ſie hat ſich aber 
ſelten ſo deutlich wie bei Litauen zu erkennen gegeben. 


Prof. Römeris hat mit ſeinem Vergleich mit dem Kork für 
die Flaſche wohl recht. Er hat aber eines hinzuzufügen ver» 


geſſen, nämlich, daß es, um im Vergleich zu bleiben, ja auch 
möglich iſt, den Kork mit Hilfe eines Korkenziehers zu ent⸗ 
fernen, d. h. einen Ausgleich mit Deutſchland zu ſuchen. Frei⸗ 
lich hätte eutſchland für dieſen Fall ſeine Bedingungen zu 
En Und zu dieſen gehört, daß ein für alle Mal Leute von 

er politiſchen Führung dieſes Landes entfernt werden, die 


ſich der Auslieferung des litauiſchen Volkes und Staates 


an das Judentum mitſchuldig gemacht haben. 


Ein polniſcher Miniſter über Deutſchland 


Vor einiger Zeit unternahm auf Einladung des General— 
direktors der Deutſchen Reichsbahn eine Kommiſſion von 
Fachleuten des polniſchen Verkehrsweſens unter Führung 
des Vizeverkehrsminiſters Bobkowſki eine achttägige Reife 
durch Deutſchland, die dem Studium des deutſchen Verkehrs⸗ 
weſens galt. Bobkowſki hat in dem maßgebenden polniſchen 
Wirtſchaftsorgan, der „Gazeta Handlowa“, einen aufſchluß⸗ 
reichen Bericht über dieſe Studienfahrt veröffentlicht, in dem 
er mit großer Offenheit die Leiſtungen des Dritten Reiches 
auf dem Gebiete des Verkehrsweſens beſchreibt und mit 
Staunen und Anerkennung von der Arbeitskraft des deut— 
ſchen Volkes und ſeinem Vertrauen zum Führer erzählt. 
Bobkowſki ſchreibt u. a.: . 
ne. . Die Bekämpfung der Erwerbsloſigkeit erfolgt aus 
eigener Kraft ohne ausländiſche Anleihen. Die zum Straßen: 
bau benötigten Mittel beſchafft ſich Deutſchland aus dem 
allgemeinen Staatshaushalt, aus mittelbaren und unmittel⸗ 
baren Einkünften, aus dem Autoverkehr, den Summen, die 


zum Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit beſtimmt ſind, ſowie 
aus Geldmitteln, die im Wege interner Kreditoperationen 
beſchafft werden. Der Schwung, den die Reichs- 
regierung beim Straßenbau entwickelt, ift 
ungeheuer. Im Jahre 1933/34 wurden für dieſe Zwecke 
750 Millionen / verausgabt. Das Bauprogramm der 
etwa 7000 km Autoſtraßen ſieht die Ausführung innerhalb 
von 7 Jahren mit einem Koſtenaufwand von 3,5 Milliarden 
Reichsmark vor. Die deutſche Induſtrie mußte für die beim 
Straßenbau beſchäftigten Arbeiter allein eine halbe Million 
Schaufeln uſw. liefern. Intenſive Arbeit der Induſtrie iſt 
notwendig, um die vielſeitigen Bedürfniſſe des Straßenbaus 
zu decken.“ Miniſter Bobkowſki geht weiter auf den Ausbau 
der Produktion der verſchiedenen Induſtriezweige ein und 
fährt dann fort: „Dieſe Arbeiten haben ein ſolches Temvo 
angenommen, daß ſie vielfach in drei Schichten das ganze 


Jahr ohne Unterbrechung durchgeführt werden. Beſondere 


Beachtung verdient das Experiment des Holzſtraßenbaus. 
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Die Holzimprägnierung ſichert eine Dauerhaftigkeit von 
20 Jahren. Die Fahrbahn der neu erbauten, prächtigen 
Autoſtraßen iſt vorwiegend betoniert; viel Beachtung wird 
dem Ausſehen, der äſthetiſchen Verbundenheit mit dem Land⸗ 
ſchaftsbild und der Architektur der Brückenbauten geſchenkt.“ 

Weiter ſpricht Bobkowſki über den Ausbau des deutſchen 
Eiſenbahnweſens, die ſtetige Steigerung der Verkehrs- 
geſchwindigkeit, die Elektrifizierung des ſüddeutſchen Bahn⸗ 
netzes, die Mechaniſierung des Kundendienſtes, der Gepäck— 
abfertigung, des Fahrkartenverkaufs u. ſ. f. „Seinen un: 
geheuren Erfolg“, heißt es dann weiter, „verdankt der 
Führer und Kanzler in hohem Maße dem Rundfunk, 
deſſen er ſich häufig bei Anſprachen bedient, und durch den 
er ſich eine Atmoſphäre unmittelbarer Fühlungnahme mit 
dem Volke verſchafft. Verkehr und Rundfunk⸗ 
verbindung ſchaffen die Bedingungen für eine all⸗— 
gemeine Annäherung, und die Maſſenverſamm⸗ 
lungen find die Ausgangspunkte für die Verpflanzung der 
Ideen des Führers ins Volk. .. Im ganzen deutſchen Volk 
ſcheint ſich der Enthuſiasmus zum Erſchaffen großer Dinge 
und, wie ich das bei Unterhaltungen mit einer Reihe von 
Würdenträgern des Reiches feſtſtellen konnte, die Ueber- 
eugung durchzuſetzen, daß die Arbeit Deutſchlands der 

ohlfahrt der Völker und dem allgemeinen Frieden diene. 
.. Zu dieſem Arbeitsenthuſiasmus, wie er ſich im deutſchen 
Volke offenbart, trägt in beträchtlichem Maße die Ideologie 
Hitlers bei, der in ſeiner Hand die ganze Regierungsgewalt 
zentraliſiert.“ 

„Das zweite Mittel im Kampf gegen Kriſe und Arbeits- 
loſigkeit iſt die Motoriſierung, die der Kanzler un⸗ 
verzüglich nach der Machtübernahme als eine der grund⸗ 
legenden Forderungen ſeines Wirtſchaftsprogramms zu⸗ 
geſagt hat. Das nationalſozialiſtiſche Deutſchland hat den 
ganzen Wert der Motoriſierung für die Belebung des Wirt— 
ſchaftslebens erkannt. Heute beſitzt es einen Kraftwagen auf 
75 Einwohner und iſt bemüht, einen Stand zu erreichen, wie 
wir ihn in Frankreich und England ſehen, wo auf 25 Ein⸗ 
wohner ein Auto entfällt. Die Ausnutzung der großen Auf⸗ 
nahmefähigkeit des Innenmarktes kann die Bedürfniſſe einer 
Reihe von Induſtrien befriedigen.“ Bobkowſki geht an⸗ 
ſchließend auf den Wunſch des Führers ein, einen billigen 
Volkswagen zu ſchaffen. Die deutſchen Ingenieure ſeien 
dieſem Ideale ſchon ſehr nahe. In der Verbreitung dieſes 
Volkswagens ſehe der Führer die Möglichkeit der Deckung 
der Straßenbaukoſten. In Verbindung damit habe man ſich 
der Brennſtofffrage zugewandt und propagiere die 
Verwendung verſchiedener Gaſe aus der Holz- und Kohghle⸗ 
deſtillation uſw. Die vernünftige Steuerpolitik tue 
ein übriges, um den Kraftwagen volkstümlich zu machen. 

Dann heißt es weiter: „Das Programm der Reichs» 
regierung zeigt deutlich, daß Eiſenbahnen, Autobuſſe und 
Kleinbahnen als vollwertige Faktoren im ganzen Verkehrs— 


ſyſtem Deutſchlands zuſammenarbeiten. Dort ſchützt ſich die 
Eiſenbahn nicht durch Geſetze, ſondern ſchafft einen aus⸗ 
gezeichneten Verkehrsapparat, der im ganzen Umfange den 
Auto⸗Transport ausnutzt, der ein Frachttransportſyſtem 
darſtellt, das in jede Siedlung, häufig ſogar bis zum Hauſe 
oder Lagerraum des Empfängers reicht. Zur Hebung des 
Ausflüglerverkehrs baut man Vorortbahnen, die die In⸗ 
duſtrie- und Handelszentren mit Orten der Erholung ver- 
binden. Die Ausflugsorte wiederum ſind mit neuzeitlichen 
Drahtſeilbahnen ausgeftattet, die Attraktionen des Fremden- 
verkehrs darſtellen und zur Hebung des Wirtſchaftslebens 
beitragen ...“ 

Nachdem Bobkowſki noch verſchiedene Einzelfragen be- 
rührt hat, ſchließt er mit folgenden Worten: „Die polniſche 
Studienkommiſſion hatte die Möglichkeit, nicht nur die Be⸗ 
weiſe des ziviliſatoriſchen Fortſchrittes in Deutſchland zu 
beobachten, ſondern auch die deutſche Kultur unmittelbar 
kennenzulernen, wo wir wahrlich mit Rührung ſehen 
konnten, mit welcher Pietät das Andenken an die großen 
Männer des deutſchen Geiſtes gepflegt wird. An dem 
deutſchen Beiſpiel ſahen wir, wie gleichmäßig mit der Mo⸗ 
derniſierung der Einrichtungen und der techniſchen Vervoll⸗ 
kommnung die Moderniſierung und der Umbruch des 
öffentlichen Lebens gehen. Die Straßen, die Motoriſierung, 
der Fremdenverkehr, die öffentlichen Arbeiten — das ſind 
die Säulen des Wirtſchaftsprogramms der Reichsregierung, 
verwirklicht aus eigener Kraft, durch 
eigene Arbeit, mit eigenen Kapitalien — 
eine Waffe Hitlers im Kampf um die 
politiſche und wirtſchaftliche Unabhängig⸗ 
keit des Reiches. Die deutſche Nation gibt ihrem 
Führer die geſparten Kapitalien in inneren Anleihen im 
vollen Vertrauen, daß dieſe Mittel zur Beſſerung der Wirt— 
ſchaftslage notwendig ſind, und daß alle Maßnahmen Hitlers 
und ſeiner Regierung konſequent nach einer beſſeren deut— 
ſchen Zukunft ſtreben. Unter dem Eindruck der 


impoſanten Anſtrengungen und Opfer, die 


ſich das deutſche Volk auferlegte, 
wir nach Polen zurück. Der Zuſtand der 
Niedergedrücktheit, den man in Deutſchland noch 
vor einigen Jahren leicht beobachten konnte, iſt heute 
verſchwunden; die Deutſchen ſind voll 
Glaubens an ſich ſelbſt, voll Enthuſiasmus 
und Ausgeglichenheit. Man ſieht es überall, auf 
der Straße, zu Hauſe, in Verſammlungen und im Verkehr 
mit dem Einzelnen. Imponierend iſt auch ihr 
Nationalſtolz. Die einige Tage dauernde Beſichti⸗ 
gungsreiſe, die den techniſchen Errungenſchaften Deutſch⸗ 
lands galt, hat in den Teilnehmern der Studienfahrt un⸗ 
verwiſchbare Eindrücke hinterlaſſen. Es ſind dies tatſächlich 
Errungenſchaften, die imponieren und von dem Organiſa⸗ 
tionstalent und der zielſicheren Führung des Reiches zeugen.“ 


kehrten 


Neue Jugendorganiſation des polniſchen Regierungsblocks 


Nachdem vor kurzem die Legion der Jungen“, 
die bisherige Jugendorganiſation der polniſchen Regierungs⸗ 
partei, aufgelöſt worden iſt, hat dieſe beſchloſſen, ſich eine 
neue Jugendorganiſation zu ſchaffen. Und zwar 
iſt vor allem daran gedacht, die aka demiſche Jugend 
organiſatoriſch zu erfaſſen. Mit dieſer Aufgabe wurde der 
frühere Miniſterpräſident Jendrzejewicz betraut, der⸗ 
ſelbe, der ſeinerzeit als Kultusminiſter durch die Schulreform 
und durch ſeine ſcharfen Eingriffe in das Leben der polniſchen 
Univerſitäten und Hochſchulen ſich die beſondere Abneigung 
der nationaldemokratiſchen e zugezogen hatte. 
Typiſch iſt es bei dieſem neuen Verſuch einer Organiſierung 
der polniſchen Jugend, daß die Initiative nicht etwa von der 
Jugend ſelber 1 ſondern daß die Träger und Leiter 
der Organiſation Vertreter der älteren Genera⸗ 


tion ſind. Der Grundſatz, der ſich in der Hitlerjugend durch⸗ 


geſetzt und bewährt hat, daß die Jugend von der Jugend 
e ſoll, läßt ſich in Polen nicht verwirklichen. 

enn die Vorausſetzung hierzu iſt, daß die Jugend ſelber 
ſchon einen ſtarken politiſchen Willen und eine weltanſchau⸗ 
liche Ausrichtung beſitzt. Davon aber kann in den Reihen 
der polniſchen Jugend noch keine Rede ſein. Dort gehen noch 
die mannigfachſten Beſtrebungen und weltanſchaulichen Ge⸗ 
ſichtspunkte durcheinander. Die dürftige Enge des konfeſſio⸗ 
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nellen und parteipolitiſchen Geiſtes iſt in ihren Reihen noch 
nicht überwunden. 


Und wo, wie in einem Teil der mit der 
Regierung ſympathiſierenden Jugend, der Wunſch vorhanden 
iſt, ſich einer großen Idee zu verſchreiben, fehlt ihr die Mög⸗ 
lichkeit, ihr Handeln und Denken an einem feſt umriſſenen 
weltanſchaulichen Vorbild zu orientieren. Es wird Jendrze⸗ 
jewicz nicht leicht ſein, die ihm übertragene Aufgabe durchzu⸗ 
führen. Der weitaus größte Teil der ſtudierenden Jugend 
Polens ſteht heute noch im Lager der Oppoſition, und es hat 
nach den bisherigen Erfahrungen nicht eben den Anſchein, 
als ob der Regierungsblock eine beſondere ideelle An⸗ 
ziehungskraft auf die Jugend auszuüben vermöchte. Unter 
dieſen Umſtänden beſteht die Gefahr, daß die vom Regie⸗ 
rungsblock aufgezogene Jugendorganiſation zu einem Sam⸗ 
melbecken all’ der Elemente wird, die ihre Mitgliedſchaft in 
der Regierungsorganiſation weniger aus innerer Ueber⸗ 
Augen als in der Hoffnung auf eine ſpätere einträgliche 

njtellung im Staatsdienſt erwerben. Man wird nicht be⸗ 
haupten können, daß eine Organiſation von „Karrieriſten“ 
geeignet ſein wird, die zukünftigen Träger der vom Mar⸗ 
ſchall verkörperten Idee der Legionen zu ſtellen. Man wird 
vielmehr annehmen müſſen, daß der Geiſt, von dem fie erfüllt 
iſt, im Grunde doch derjenige ſein wird, der in den oppoſitio⸗ 
nellen Parteien vorherrſcht. 


Die beleidigten Aufitändiichen 


Am 3. Mai ſollten anläßlich des Jahrestages des 
dritten oberſchleſiſchen Aufſtandes in War⸗ 
ſchau große Feierlichkeiten ſtattfinden, zu denen etwa 5000 
ehemalige Aufſtändiſche in der Landeshauptſtadt erwartet 
wurden. Die Feierlichkeiten waren ſchon bis in alle Einzel⸗ 
deten vorbereitet worden. Am 1. Mai wurde jedoch plötzlich 

ekannt, daß die Warſchauer Aufftandsjeier 
ohne Angabe von Gründen e worden 
ſei. Die Feier fand dann nicht in Warſchau, ſondern in 
Kattowitz ſtatt. Der Hauptvorſtand des Schle⸗ 
ſiſchen A eee veröffentlichte 
einen Aufeuf, in dem es hieß: „Es wurde uns nicht erlaubt, 
den Aufſtan Re in der Hauptſtadt unferes Landes zu 
begehen. Um ſo feierlicher und mächtiger ſoll der Jahrestag 
in Kattowitz begangen werden. Wir befehlen allen Aufſtän⸗ 
diſchen und der Aufſtändiſchen⸗Jugend, ſich in geſchloſſenen 
Abteilungen am 2. Mai um 20 Uhr auf dem Ring in Katto⸗ 
witz aufzuſtellen, wo wir im Gedenken an unſere Vergangen- 
heit und die Tradition des vergoſſenen Blutes mit aller Kraft 

egen die Geringſchätzung der Feierlichkeit des 

ugenblids, der Größe unſerer Tradition und der Macht 
des Staates proteſtieren werden. Alle Fahnen ſind zur 
Unterſtreichung der . des feierlichen Augenblicks 
mitzuführen. Die Größe der Aufſtändiſchentradition muß 
uns bis zum Grabe das Teuerſte und Heiligſte bleiben.“ 

Das Organ des Wojewoden Grazynſki, die „Polska 
Zachodnia“, war ob der Abſage der Warſchauer Feier 
erheblich verſchnupft. Es dürfte ihr zum erſtenmal zum Be⸗ 
wußtſein gekommen fein, daß die von ihr und ihrem 
Gönner im Wojewodſchaftsamt verfolgte Politik ſich doch 
nicht fo recht mit dem offiziellen Kurs der polniſchen Regie» 
rung vereinbaren läßt. „Die Abſage der Feierlichkeiten“, 
ſchrieb das Blatt, „muß offenſichtlich durch wichtige Gründe 
verurſacht worden ſein, die wir nicht kennnen (7). Wir 
wiſſen aber, daß die Abſage der Aufſtändiſchenfeiern eine 
unangenehme Ueberraſchung für die pa⸗ 
triotiſche polniſche Gemeinschaft in Schleſien 


war. Wir wiſſen, wie ſchwer dieſe Enttäuſchung gerade die 
Aufſtändiſchen in Schleſien empfinden, und ſo müſſen wir 
das tiefſte Bedauern darüber ausdrücken, daß es 
dem Verband der ſchleſiſchen Aufſtändiſchen nicht vergönnt 
war, in Warſchau ſeine patriotiſchen Gefühle und ſein heißes 
Empfinden für das polniſche Vaterland zu bezeugen. Wir 
me uns darüber klar, daß es ſchwer Min wird,den 
aſſen der Aufſtändiſchen zu erklären, 
warum nicht in der Hauptſtadt Polens die Feier ſtattfinden 
konnte, die ds an die aufopferndſten Taten des polnifchen 
Volkes in Schleſien knüpfte ... Wir find aber“, fo ſchloß 
das Blatt des Wojewoden, „überzeugt, daß die ſchleſiſchen 
Aufſtändiſchen die tiefe Trauer und Enttäu⸗ 
chung würdig zu tragen wiſſen werden im Gedenken 
aran, daß das noch ein Opfer ſein wird, das ſie auf dem 
Altar der Vaterlandsliebe niederlegen.“ 
Dem Aufruf des Hauptvorſtandes entſprechend fand auf 
dem Kattowitzer Ring eine aus allen Teilen der Wojewod⸗ 
att beſchickte Kundgebung der Aufſtändiſchen 


ſtatt. Von den Feſtrednern wurde nach den üblichen Feſt⸗ 


reden gegen das Verbot des Warſchauer Aufmarſches Ein⸗ 
pruch erhoben. Das Verbot, erklärte der Vorſitzende Lortz, 
ei für die Aufſtändiſchen eine ſchmerzliche Enktäuſchung ge⸗ 
weſen. In einer Entſchließung wurde zum Ausdruck gebracht, 
daß die Aufſtändiſchen, „die treuen Söhne des großen 
Vaterlandes und die ſicherſten Soldaten des geliebten Mar⸗ 


cafe Pilſudſki“, ſich durch die Abſage der Warſchauer Ge⸗ 


enkfeiern in ihrem Natlonalſtolz beleidigt fühlten. In einer 
e Entſchließung wurde feſtgeſtellt, daß die Leitung des 

erbandes in der Angelegenheit der Warſchauer Feier bei 
der „Föderation der Vaterlandsverteidi⸗ 
ger“ nicht die Solidarität gefunden hätte, die die Wichtigkeit 
des Augenblickes verlangte, und daß es notwendig ſei, das 
Verhältnis des Fal e ene zur „Föderation“ 
zu revidieren. Im übrigen hat die Leitung der Aufſtändiſchen 
beſchloſſen, ſich wegen dieſer ganzen Angelegenheit mit den 
höchſten Staatswürdenträgern in Verbindung zu ſetzen. 


Oftland⸗Chronik 


Das Oeffentlichkeitsrecht 
Nach 9 Mitteilung des Präſidenten der Gemiſchten 
Kommiſſion für Oberſchleſien iſt in den Angelegenheiten 
betreffend die privaten Minderheiten⸗Gymnaſien in Ober⸗ 
ſchleſien auf dem Wege gütlicher Verhandlungen eine Re⸗ 
gelung erzielt morden, „die der Billigkeit und den kulturellen! 
ntereſſen beider Minderheiten entſpricht“. Insbeſon⸗ 
dere wird dem deutſchen privaten 
Gymnaſium in Chorzow (Königshütte) 
und dem privaten polniſchen y ma 
naſium in Beuthen mit fofortiger Wir⸗ 
kung das Oeffentlichkeitsrecht ge 
währt. In dieſen beiden Gymnaſien wird die Reife⸗ 
rüfung ſchon im Schuljahr 1934/5 nach den Vorſchriften 
en die für die ſtaatlichen Gymnaſien gelten. „Der 
räfident der Gemiſchten Kommiſſion“, heißt es in der Mit⸗ 
teilung weiter, „gibt ſeiner lebhaften Genugtuung darüber 
Ausdruck, daß es durch gegenſeitigen guten Willen und mit 
der wohlwollenden Unterſtützung der polniſchen und der 
deutſchen Behörden gelungen iſt, dieſe befriedigende, ver⸗ 
ſöhnende Löſung herbeizuführen.“ Mit dieſer Regelung iſt 
ein Streitfall beſeitigt worden, der von polniſcher Seite zum 
Anlaß genommen worden iſt, um eine die Oeffentlichkeit 
Polens verwirrende und aufreizende Hetze gegen Deutſchland 
in Szene zu ſetzen. Es iſt zu begrüßen, daß bei dieſer Ge⸗ 
legenheit wenigſtens einem der deutſchen Gymnaſien in Oſt⸗ 
borinlnbnendoa- lange önrorrioirget ic eſſetückhebastettz. 
endlich zuerkannt worden iſt. 
Die Landesgruppe Polen der NS DA p. 

Der Krakauer „IHustrowany Kurier Codzienny“ veröffent- 
lichte am 9. Mai ein Interview feines Warſchauer Mit⸗ 
arbeiters mit Karl Buerger, dem Leiter der Landesgruppe 
Polen der NSDAP. In einer Vorbemerkung ſagt die Redak⸗ 
tion des Blattes, es ſei nicht alltäglich, daß ein Konſulats⸗ 
beamter (B. iſt Konſulatsſekretär) gleichzeitig Parteiführer 


ſei, und man müſſe erwägen, „ob dies rechtmäßig ſei“. 
Buerger, ſo heißt es dann u. a., beabſichtige nicht, Fühlung 
mit den polniſchen Staatsbürgern deutſcher Zunge zu 
5 Wenn er das täte, jo würde er von feinem Poſten 
abberufen werden. Wenn die NSDAP., wie kürzlich in 
Königshütte, Verſammlungen veranſtaltete, ſo würden zu 
dieſen nur Berfonen zugelaſſen, die deutſche Päſſe beſäßen. 
In 2 ſei der Polizeikommiſſar eingeladen worden, 
an der Verſammlung teilzunehmen. Von der von der Landes⸗ 
gruppe Polen herausgegebenen Zeitſchrift „Idee und 
Wille“, die nur in 500 Exemplaren gedruckt werde, ſei 
ſoeben die zweite Nummer erſchienen. Das Blatt gehe den 


Leitern der Ortsgruppen zu, die es nach Belieben unter den 
Parteigenoſſen verteilen. 


Vor Erſcheinen des Heftes werde 
der Inhalt von der Parteizentrale in Deutſchland geprüft. 
Ortsgruppen habe die NSDAP. nur in Pommerellen, in 
Poſen, in Oberſchleſien und in Lodz. Auf die Frage des Be⸗ 
richterſtatters, wie ſtark die Zahl der Parteigenoſſen in Polen 
ſei, habe Buerger keine Antwort geben wollen; er könne nur 
ſagen, daß es der Partei nicht auf die Zahl, ſondern auf die 
Qualität ihrer Mitglieder ankomme. Die Partei mache bei 
Aufnahme neuer Mitglieder Schwierigkeiten. Wer der Partei 
in Polen beitreten wolle, müſſe ſich als deutſcher Staats⸗ 
bürger ausweiſen, dürfe nicht vorbeſtraft ſein und müſſe 
entſprechende geiſtige Vorbereitung aufweiſen. Dann erſt 
werde er als Kandidat aufgenommen, worauf nach zwei 
Wähten' ſeme enogülnige“ uüfnäyme mdbie“sartei effölge. 
Kündigung von Deutſchen in Oſtoberſchleſien 

In nächſter Zeit wird in Oſtoberſchleſien wieder eine 
Anzahl von Deutſchen entlaſſen werden. In der Fürſtlich 
Pleßſchen Verwaltung haben 52 Angeſtellte ihre 
Kündigung zum 1. Juli erhalten. Verſchiedene 
Anzeichen ſprechen dafür, daß zum 1. September neue 
Kündigungen gu erwarten find und damit die letzten deut⸗ 
ſchen Angeſtellten aus dem Fürſtlich Pleßſchen Konzern 
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entfernt werden. Außerdem hat der Demobilmachungs⸗ 
kommiſſar am 1. April etwa 170 deutſche An⸗ 
geſtellte aus der Shwerinduftrie zur Ent⸗ 
laffung freigegeben. 


Deutſche Künftler in Polen 

Im Rahmen der Feier ihres 50jährigen Beſtehens ver⸗ 
anſtaltete die deutſche „Hiſtoriſche Geſellſchaft für 
Poſen“ eine Kunſtausſtellung, die es ſich zum Ziel geſetzt 
hatte, einen Ueberblick über das zeitgenöſſiſche künſtleriſche 
Schaffen der deutſchen Volksgruppen in Polen zu geben. In 
dieſer Ausſtellung trat eine ganze Anzahl guter, meiſt 
junger Talente mit einer Auswahl von Werken vor die 
Oeffentlichkeit. Das oſtoberſchleſiſche Deutſchtum war durch 
Franz Sikora, Hans Konheisner⸗Skoczow, 
Hans Neumann, Rudolf Kober-Königshütte und 
Alfred Slupik⸗-⸗Königshütte vertreten. Prof. V. Strauß 
und Hertha Strzygowſki vertraten das Bielitzer 
Deutſchtum, Friedrich Kunitzer-Lodz das Deutſchtum 
Mittelpolens. Das künſtleriſche Schaffen der Deutſchen 
Poſens und Pommerellens kam in Gemälden, Holzſchnitten 
und Zeichnungen von Robert Jaretzky-Poſen, in einigen 
Graphiken von Karl-Heinz Fenske und Willy Heyer 
und in Arbeiten von Rudolf Domiczek-Poſen, Hans 
Buſch⸗Poſen, Zeno Schindler⸗-Zempelburg, Aenne 
Schulze-Koeppe⸗-Thorn und Bruno Bielawſki⸗ 
Poſen zum Ausdruck. 


„Mein Kampf“ in Polen 

Die Frage, ob das Buch des Führers, 
Kampf“, in Polen freigegeben oder verboten iſt, iſt noch 
immer nicht völlig geklärt. Auf Grund einer Kattowitzer 
Gerichtsentſcheidung wurde eine Seite des Buches beſchlag⸗ 
nahmt. Wie weiter die Lodzer „Freie Preſſe“ mitteilte, haben 
in den Lodzer Buchhandlungen Polizeibeamte nach dieſem 
Buch gefahndet. Es iſt wohl endlich an der Zeit, daß von der 
hierfür zuſtändigen höchſten Inſtanz eine klare und allgemein 
bindende Stellungnahme erfolgt. Denn es macht ganz gewiß 
keinen guten Eindruck, wenn hier ein Richter oder dort ein 
Polizeibeamter bald unter dieſem, bald unter jenem Vorwand 
ein Buch beſchlagnahmt, das auf Grund gewiſſer Preſſe⸗ 
meldungen eigentlich als in Polen nicht verboten gelten 
kann. Andernfalls müßte man entweder am guten Willen 
oder an der Autorität der betreffenden Regierungsſtelle 
zweifeln. 


Wechſel im Vorſtand der Welage 

Der Vorſitzende des Vorſtandes der Weſtpolniſchen land⸗ 
wirtſchaftlichen Geſellſchaft, Senator Dr. Buſſe, iſt am 
30. April von ſeinem Amt zurückgetreten. Zu ſeinem Nach⸗ 
folger wurde Dr. Otto Sondermann, Dembin, der bis⸗ 
herige ſtellvertretende Vorſitzende, gewählt. An Sonder: 
manns Stelle iſt Erich Ruſt, Biskupin, als ſtellvertretender 
Vorſitzender getreten. 


Ueberfälle auf Deutiche 


Nach einer Bibelſtunde, die unter Leitung des evange⸗ 
liſchen Diakons Lyſius aus Neu-Bartoſchin, Kreis Berent, 
ſtattgefunden hatte, begaben ſich die Teilnehmer, junge 

evangeliſche Deutſche, nach Hauſe. Dabei wurden ſie von 
einer Horde polniſcher Burſchen überfallen. 
Der Diakon Lyſius wurde von den Polen auf einen Hof ge⸗ 
ſchleppt und dort mit Zaunlatten und Meſſern 
derart bearbeitet, daß er mit ſchweren Ver⸗ 
letzungen in ein Krankenhaus geſchafft 
werden mußte. 

Am 4. Mai fand in Orchheim im Kreiſe Mogilno ein 
gut beſuchtes Maivergnügen der Jungdeutſchen 
Partei ſtatt, das durch einen Ueberfall durch polniſche 
Elemente aus Strelno, Bielsko und der Tremeſſener Gegend 
geſtört wurde. Im Saal entſtand eine Schlägerei, und 
zu gleicher Zeit wurde das Lokal von außen mit 

Steinen beworfen. Mehrere Teilnehmer mußten 
ſich in ärztliche Behandlung begeben. Am Abend desſelben 
Tages wurden am evangeliſchen Pfarrhauſe in 
Orchheim die Fenſterſcheiben len 
Am folgenden Tage wurde ſchließlich auf den evangeliſchen 
Pfarrer von Orchheim, Dieſtelkamp, als er in der 
Gembitzer Kirche Gottesdienſt abhielt. ein Schuß ab⸗ 
gegeben, der in der Nähe der Kanzel einſchlug. 
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‚Mein 


„Auch an anderen Orten dauern die Ueberfälle auf An⸗ 
gehörige der deutſchen Volksgruppe an. Ein Teil der polni⸗ 
ſchen Preſſe hetzt unvermindert weiter zu Gewalttaten gegen 
die Deutſchen auf. Eine beſondere Rolle ſpielt hierbei wieder 
das Blatt des polniſchen diplomatiſchen Vertreters in 
Danzig, die „Gazeta Gdanska“. Ohne die Spur eines 
Beweiſes vorzubringen, ſtellte dieſes Hetzorgan u. a. die Be⸗ 
hauptung auf, daß in Danzig jetzt „eine ſyſtematiſche Ver⸗ 
folgungsaktion gegen diejenigen eingeſetzt hat, die bei der 
Volkstagswahl für die polniſche Liſte geſtimmt haben“. Dann 
fordert das Polenblatt zu „Vergeltungsmaßnah⸗ 
men“ gegen die Deutſchen in Polen auf, „da eine 
Gegenaktion dem deutſchen Lager mehr Schaden zufügen 
kann, als die genannte Aktion (d. h. die angebliche „Verfol⸗ 
gung“ der Danziger Polen) im polniſchen Lager anzurichten 
vermag. ... Es geht uns darum“, ſchrieb die Danziger 
„Gazeta“ weiter, „daß wir den deutſchen Einwohnern in der 
Kaſchubei und anderen Orten der Republik Polen baldigſt 
mitteilen können, daß die Lage der Polen in der Freien 
Stadt ebenſo iſt, wie ihre Lage in Polen.“ 


Organiſierker Kampf gegen das Deulſchtum 


Gegen die Schuldigen an den blutigen Ausſchreitungen 
in Neuſtadt und Umgebung, die in dem Dorfe Klein-Katz 
ein Todesopfer forderten, iſt, wie es ſcheint, von amtlicher 
polniſcher Seite nichts unternommen worden. Die Agitation 
gegen die deutſche Volksgruppe geht unentwegt weiter. Ver⸗ 
ſchiedentlich iſt es noch zu neuen Ausſchreitungen gekommen. 
Im übrigen aber wird der Kampf jetzt mehr in der Stille 
mit den Mitteln des moraliſchen und wirtſchaftlichen Druckes 
geführt. Bezeichnend für die Methoden iſt eine Entſchlie⸗ 
zung, die am 1. Mai von den Vorſitzenden der polniſchen 
Organiſationen in Dirſchau gefaßt worden iſt.“ In dieſer 
Entſchließung wird gegen die deutſchen Organiſationen der 
Vorwurf erhoben, daß ſie mit unerlaubten Mitteln in den 
Reihen der polniſchen Bevölkerung Nordpommerellens Fuß 
zu faſſen verſuchen. Es iſt dort von „Staatsbürgern 
polniſchen Volkstums“ die Rede, „die für eine Hand voll 
Mehl oder für ein paar Zloty ihre Kinder für die deutſchen 
Schulen einſchreiben“. Dieſen angeblichen Polen wird damit 
gedroht, daß, wenn ſie ihre Kinder nicht unverzüglich aus 
den deutſchen Schulen herausnehmen, „ſie als abtrünnige 
Renegaten aus der polniſchen Gemeinſchaft ausgeſchloſſen 
und ihre Namen zur ewigen Schande öffentlich bekannt⸗ 
gegeben werden“. Dann heißt es weiter: „Jeder Staats⸗ 
bürger polniſcher Nationalität, der ſich nach dem 15. Juni in 


den Reihen der deutſchen Verbände oder Organiſationen 


befindet, oder deſſen Kind die deutſche Schule beſucht, kann 
als Renegat auf keinerlei Hilfe ſeitens der polniſchen Inſti— 
tutionen und Verbände rechnen. Die unterzeichneten Or— 
aniſationen wenden ſich mit der Bitte an die Behörden und 
taatlichen ſowie kommunalen Aemter, daß ſie im Verhältnis 
zu derartigen Renegaten die entſprechenden Konſequenzen 


ziehen 


Eine verdiente Abfuhr 

Die Polen in den Vereinigten Staaten 
hatten ſeit längerer Zeit eine großangelegte Agitation ent⸗ 
faltet, deren Ziel es war, das Andenken ihres Landsmannes 


Pulaſki durch einen allgemeinen amerikaniſchen Feiertag 


zu begehen. Vor einiger Zeit war dieſe Agitation ſo weit ge⸗ 
diehen, daß die beiden Kammern des Kongreſſes beſchloſſen, 
den 11. Oktober alljährlich als Pulaſki-Feier feſtzuſetzen. 
Präſident Rooſevelt hat den amerikaniſchen Polen 
jedoch einen Strich durch die Rechnung gemacht. Er hat 
gegen den Beſchluß des Kongreſſes fein Veto einge⸗ 
legt, mit der Begründung, daß er weit davon entfernt jei, 
die Verdienſte Pulaſkis um die Unabhängigkeit der Staaten 
herabzuſetzen; aber es ſei doch zu befürchten, daß ein 
ſolcher Beſchluß die Feſtſetzung unzähliger 
ähnlicher Feiern nach ſich ziehen müffe, wenn 
man die um die Unabhängigkeit verdienten Männer ſämtlich 
feiern wollte. Die Vereinigten Staaten hätten nur einen 
Nationalfeiertag, den Tag Waſhingtons. Die amerikaniſche 
Preſſe iſt mit dem Veto des Präſidenten ie Für 
die Polen, die den Ehrgeiz beſaßen, ihren Landsmann Pu⸗ 
laſki alljährlich von der geſamten amerikaniſchen Oeffentlich⸗ 
keit als Nationalhelden gefeiert zu ſehen, bedeutet das eine 
peinliche Schlappe. Sie haben ſich daran erinnern laſſen 


müſſen, daß der Pole, der in den amerikaniſchen Unabhängig⸗ 
keitskämpfen eine Rolle geſpielt hat, nur einer unter 
vielen war, die ſich für die Unabhängigkeit der Staaten 
eingeſetzt haben. Dieſe Schlappe wird hoffentlich mit dazu 
beitragen, daß die Polen es allmählich lernen, ſich in fremden 
Ländern etwas weniger anſpruchsvoll zu benehmen. 


Kampf um die Guidoltohükle 

Am 1. Mai iſt die Guidotto⸗Zinkhütte in 
Schleſiengru A (Oſtoberſchleſien) ſtillgelegt worden. 
Das bedeutet, daß weitere 500 Arbeiter ihren Verdienſt ver⸗ 
lieren. In der entſcheidenden Sitzung erklärte der Demobil⸗ 
machungskommiſſar, die Behörden hätten nichts unverſucht 
gelaſſen, um die Stillegung der Hütte zu verhindern, aber es 
ſei nicht mehr möglich geweſen, ihren Betrieb aufrecht zu 
erhalten; auch die Uebernahme der Hütte in die ſtaatliche 
Verwaltung habe ſich als undurchführbar erwieſen. Die 
Guidottohütte gehört zur Donnersmarckſchen Ver⸗ 
waltung. Sie iſt ſeit Jahren unrentabel, und ihre weitere 
Aufrechterhaltung würde die übrigen Betriebe der Verwal⸗ 
tung gefährden. Der von einer hoffnungsloſen Arbeitsloſig— 
keit bedrohten Arbeiter hat ſich eine verzweifelte Stimmung 
bemächtigt. Die geſamte Belegſchaft weigerte ſich am 
29. April, die Arbeitsſtätte zu verlaſſen. Die Arbeiterſchaft blieb 
mehrere Tage im Werk; ein Teil trat in den Hungerſtreik. 
Doch erwies ſich die Hoffnung, durch dieſe Demonſtration den 
Fortbeſtand des Betriebes zu erzwingen, als verfehlt. Für 
den verhältnismäßig kleinen Ort Schleſiengrube bedeutet die 
Stillegung der Hütte eine ſchwere Belaſtung, zumal ſich die 
Zahl der Arbeitsloſen wahrſcheinlich noch dadurch erhöhen 
wird, daß die Schleſiengrube, die bisher die ſtillgelegte Hütte 
ie beliefert hat, ihren Betrieb wird einſchränken 
müſſen. 


1000 Hultſchiner Ernfearbeiterinnen in Deulſchland 


Alljährlich werden von den Großgrundbeſitzern in 
Sachſen und Pommern etwa 1000 Frauen aus dem Hult— 
ſchiner Ländchen als Saiſonarbeiterinnen angefordert. Fünf— 
zehn Jahre lang, ſeit der Abtretung des Hultſchiner Länd— 
chens, war der tſchechiſche Staat über dieſe Entlaſtung des 
Arbeitsmarktes ſehr erfreut, zumal dadurch etliche hundert⸗ 
tauſend Kronen aus Deutſchland in die Republik on In 
dieſem Frühjahr ſetzte ſeitens der tſchechiſchen Preſſe eine 


zugelaſſenen 


gehäſſige Hetze gegen die Beſchäftigung der Hultſchiner 
ler in Deutſchland ein, da fie hierin eine „gefährliche 
Entnationaliſierungsaktion“ erblickte. Das Miniſterum in 
Prag beſchloß, für die 1000 freien Arbeitsplätze in Deutſch⸗ 
land 700 fſlowakiſche und 300 Arbeiterinnen aus Mähren und 
Schleſien zu entſenden. Daraufhin kam es in allen Gemein— 
den des Hultſchiner Ländchens zu erbitterten Proteſtkund⸗ 
gebungen. Obwohl das Gebiet mehrere tauſend Arbeitsloſe 
hat, wurden von einigen Dominien flowakiſche Landarbeiter 
eingeſtellt. Die Hultſchiner griffen in ihrer Verzweiflung zum 
letzten Abwehrmittel und drohten mit der Vernichtung ſämt⸗ 
licher Dominien, die fremde Arbeitskräfte an Stelle der ein⸗ 
heimiſchen einſtellten. Als das Gut in Bolatitz in Flammen 
aufging, genehmigte das tſchechiſche Miniſterium die Ver— 
wendung von 1000 Hultſchiner Frauen in der reichsdeutſchen 
Landwirtſchaft. 


Vorgeſchichtliches Schulungslager in Oſtpreußen 

Das Zentralinſtitut für Erziehung und 
Unterricht veranſtaltet im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung und in Zuſammenarbeit mit dem NS.⸗Lehrer⸗ 
bund (Abteilung Erziehung und Unterricht) und dem 
Reichsbund für Deutſche Vorgeſchichte (Univ.⸗ 
Prof. Dr. Reinerth) in der nächſten Zeit mehrere vor⸗ 
geſchichtliche Schulungslager. Für Oſtpreußen iſt ein ſolches 
Lager vom 11. bis 16. Juni 1935 geplant. Die Leitung 
hat Herr Profeſſor Dr. Richthofen, Königsberg, über⸗ 
nommen. In Vorträgen und Uebungen ſoll das Geſamt⸗ 
fr d. der Vorgeſchichte zur Darſtellung kommen, ſoweit es 
ür den deutſchen Behauptungskampf in Mitteleuropa aus» 
ſchlaggebend iſt. Lehrbeiſpiele, Beſprechungen des Schrift⸗ 
tums, der Lehrmittel und Anſchauungsbilder, Erlebnis einer 
Ausgrabung ſollen neben der wiſſenſchaftlichen Darbietung 
eine praktiſche Verbindung zur Vorgeſchichte ſchaffen. An 
dem Lager können Lehrer und Lehrerinnen aller Schularten 
teilnehmen. Die Unkoſten für Unterbringung, Verpflegung 
und Lehrbeitrag werden 17,— RA nicht überſteigen. 
Außerdem wird eine Einſchreibegebühr von 1,— AN er: 
hoben, die zugleich mit der Anmeldung an das Zentral⸗ 
inſtitut für 120 f und Unterricht — Berlin W 35, Pots⸗ 
damer Str. 120, Poſtſcheckkonto Berlin Nr. 687 31 — zu ent⸗ 
richten iſt. in gung von 50 v. H. wird den 
eilnehmern gewährt. 


Die Poſener Meſſe 


Die 14. Internationale Meſſe in Poſen, die vom 
28. April bis zum 4. Mai een e war erheblich beſſer 
beſucht und beſchickt als die Veranſtaltungen der vergangenen 
Jahre. Insgeſamt wurden etwa 170 000 Beſucher gezählt, 
gegen 75000 im Jahre 1934. Aus dem Auslande 
kamen etwa 4000 Beſucher, davon 2300 aus Deutſchland. 
Der von den 1320 ausſtellenden Firmen (im Vorjahre 780) 
erzielte Geſamtumſatz betrug etwa 40 Millionen Zloty. Die 
einzelnen Branchen waren an den Abſchlüſſen natürlich ſehr 
verſchieden ſtark beteiligt. Stark war die Nachfrage vor allem 
in Büromaſchinen und artikeln, Fahrrädern, Metallwaren, 
Motoren, Stahlmöbeln uſw. Bemerkenswert war einerſeits, 
daß das Handwerk auf der Meſſe dieſes Mal vertreten und 
damit aus der Enge des lokalen Abſatzmarktes heraus- 
getreten war, und andererſeits, daß die Induſtrien für land⸗ 
wirtſchaftliche Maſchinen und Geräte im Gegenſatz zu 
früheren Jahren ſpärlich vertreten waren und auch kaum 
nennenswerte Abſchlüſſe zu tätigen vermochten. 

49 deutſche Firmen waren mit eigenen Verkaufsſtänden 
vertreten. Außerdem waren noch etwa 80 deutſche Firmen 
durch ihre ſtändigen polniſchen Vertretungen auf der Meſſe 
anweſend. Schließlich war die Meſſe auch noch vom 
Werberat der deutſchen Wirtſchaft mit einer 
erleſenen Kollektion deutſcher Erzeugniſſe aller Art beſchickt 

worden. Viel Beachtung fanden die kleinen und mittleren 
Wagen von Mercedes-Benz, D W., Adler und BMW. Der 
Dieſelmotorenbau Mannheim und die Junkersflugzeugwerke 
hatten zwei Rieſenmotoren ausgeſtellt. Vertreten waren die 
Indanthrenſtoffe, die Spitzenfirmen der deutſchen Spielzeug⸗ 
induſtrie, die bekannteſten deutſchen Firmen der optiſchen 
Induſtrie, die Offenbacher Lederinduſtrie u. a. m. Zur Eröff⸗ 
nung der Meſſe waren neben dem Poſener Generalkonſul 


Dr. Lütgens der Oberpräſident und Gauleiter von Schle⸗ 
ſien, Wagner, der ſchleſiſche Landesbauernführer von 
Reibnitz und die Danziger Senatoren Huth und 
Batz er erſchienen. Die Hoffnung, daß die Beteiligung an 
der Meſſe unmittelbar einen beſonders großen Nutzen für die 
deutſche Induſtrie bringen würde, war angeſichts der 
geringen Kaufkraft und der immer noch herrſchenden 

oykottſtimmung allerdings nur gering. Immerhin wurden 
ganz beachtliche Abſchlüſſe getätigt. Den auf der Meſſe ver⸗ 
tretenen deutſchen Firmen war für 12 Warengruppen ein 
zuſätzliches Meſſeeinfuhrkontingent in Höhe von etwa 2,5 
Millionen Zloty zugeſtanden worden. Doch kam es für 
Deutſchland in erſter Linie einmal darauf an, in Polen die 
Viſitenkarte feiner Wirtſchaft abzugeben. Es 
war weniger Wert auf die Ausſtellung von Waren gelegt 
worden, in denen Deutſchland auf dem polniſchen Markt mit 
der polniſchen oder mit der Induſtrie anderer Länder zu 
konkurrieren hat; ſondern man hatte das Hauptgewicht dar— 
auf gelegt, den polniſchen Beſuchern ſolche deutſchen Erzeug⸗ 
niſſe zu zeigen, die in ihrer Art und Qualität eine fremde 
Konkurrenz nicht zu fürchten haben. Ferner waren vor allem 
ſolche Fertigerzeugniſſe der deutſchen Induſtrie vorgeführt 
worden, in denen möglichſt viel deutſche Wertarbeit ſteckt. bei 
denen alſo der Anteil an ausländiſchen Rohſtoffen gering, 
der Anteil der Arbeitslöhne dagegen ſehr hoch iſt. Dieſe Aus⸗ 
wahl hat ſich offenbar bewährt. Die deutſche Kollektivaus⸗ 
ſtellung hat ihre propagandiſtiſche Wirkung nicht verfehlt. 
Sie hat unter allen ausländiſchen Ausſtellungen, die auf der 
Poſener Meſſe vertreten waren, die ſtärkſte Beachtung ge⸗ 
funden. Für die künftige Ausgeſtaltung der deutſch-polniſchen 
Handelsbeziehungen hat die Poſener Meſſe einige wertvolle 
Fingerzeige gegeben. ö 
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Zwei Jahre oſtpreußiſcher Borgeichichtsiorichung 


In richtiger Einſchätzung der hohen Erziehungswerte, 
die in der Väterkunde liegen, hat der heutige Staat der 
vorgeſchichtlichen Forſchung und der Verbreitung 
ihrer Ergebniſſe ſeine beſondere Aufmerkſamkeit geſchenkt. 
Viele neu errichtete Lehrſtühle an den Univerſi⸗ 
täten ſorgen nunmehr für wiſſenſchaftliche Erarbeitung 
des Lehrſtoffes. Reichlicher als früher fließen Geldmittel 
für Grabungen und e e auf deutſchem Boden. 
Das lange vorbereitete neue Ausgrabungsgeſetz 
wird jetzt zur Tat werden. Was Wunder, daß ſo mit einem 
Schlage gewiſſermaßen über Nacht die Ur- und Früh: 
geſchichte zur allgemeinen Volksſache geworden iſt. 


Auch Oſtpreußen hat dieſe Entwicklung in ſtarkem 
Maße ergriffen. Es gibt kein Gebiet in Deutſchland, das ſo 
reich an vor- und frühgeſchichtlichen Gräbern iſt wie gerade 
dieſe Provinz; ſie iſt im wahrſten Sinne des Wortes „ein 
Gräberfeld“. Die letzten beiden Jahre brachten für die Er— 
forſchung der Ueberreſte aus grauer Vorzeit einen bedeuten— 
den Fortſchritt. Eindrucksvoller als Worte ſprechen hier 

ahlen. Während für das Jahr 1932 annähernd 300 Fund⸗ 
ellen neu verzeichnet wurden, konnten im verfloſſenen 
ahre gegen 750 Fundſtellen neu gebucht werden, was 
einem Zuwachs von über 150 v. H. gleichkommt. Eine noch 
er Steigerung haben die Tagewerke im Gelände er= 
ahren. Hier ſteht dem Jahre 1932 mit rund 550 Tagewerken 
das Jahr 1934 mit 1640 gegenüber, was eine Verdreifachung 
der Arbeitsmehrleiſtung im Gelände bedeutet. Was früher 
nicht möglich erſchien, iſt geleiſtet worden, aber nur deshalb, 
weil die Ur- und Frühgeſchichte in der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung feſt verankert und zur Volksangelegenheit ge— 
worden iſt. 


Eine Freude iſt es heute, auf dieſem 
Gebiete zu arbeiten. Zwar kommen hier und da 
noch Fehlgriffe und unbeabſichtigte Zerſtörungen des un— 
erſetzlichen, wertvollen Fundgutes vor. Hätten alle jene es 
nur gewußt, daß der Forſcher bei rechtzeitiger Anmeldung 
von Funden ihnen die Grabſteine aus dem Boden holt, ohne 
daß ſie auch nur den Finger zu rühren und Arbeit und 
Schweiß daranzuſetzen brauchen! Manches wäre gerettet 
und ſicher geborgen worden. Die hohe Zahl der Meldungen 
beweiſt aber andererſeits, wie rege die Volksgenoſſen auf 
dem Lande an den in ihrem Ackerboden ruhenden Weber: 
reſten einer vergangenen Kultur und ſo an der Urgeſchichte 
ihrer Heimat Anteil nahmen. Das Telephon des Pruſſia⸗ 
Muſeums ſtand nicht ſtill, briefliche Meldungen häuften ſich. 
Einige Bilder bleiben unvergeßlich. Ein Angehöriger des 
Arbeitsdienſtes reiſt am Wochenende nach Königsberg „zu 
Muttern“. In ſeinem Arm trägt er behutſam eine beim 
Wegebau in der Nähe von Hogendorf, Kreis Braunsberg, 
gehobene Urne. Er ahnt mehr als er es weiß, daß ſie eine 


Unſere diesjährige 


ordentl. Generalverſammlung 
findet am 1. Juni 1935, um 11 Uhr vormittags, 


in der Wohnung des Vorſtandsmitglieds Albert Heupel, 


Wilhelmswalde, Kreis Greifenhagen (Pom.), ſtatt, wozu die 
Mitglieder hierdurch ergebenſt eingeladen werden. 
95 Tagesordnung: 
Bericht des Vorſtands über das Geſchäftsjahr 1934. 
. Vorlage und Genehmigung der Bilanz nebſt Gewinn— 


und Verluſtrechnung am 31. 12. 1934 
Verteilung des Reingewinns. 
. Bericht des Aufſichtsrats über die geſetzliche Reviſion. 
. Entlaſtung des Vorſtands und Aufſichtsrats. 
„Wahlen zum Vorſtand und Aufſichtsrat. 
. Aenderung des & 21 der Satzung. 
. Verſchiedenes. 
Die Bilanz nebſt Gewinn- und Verluſtrechnung am 31. 12. 1934 
liegt im Geſchäftsraum, Berlin W 30, Motzſtraße 46, II, zur 
Einſichtnahme der Mitglieder aus. 
Gemeinnützige Siedlungsgenoſſenſchaft 
„Oſt mark“ e. G. m. b. d 
Der Vorſtand: 
Heupel. Schröder. 
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Bedeutung hat. Und die gutachtliche Feſtſtellung im Pruſſia⸗ 
Muſeum, dem er fie überbringt? Eine gotiſch⸗germaniſche 
Urne, deren Fundplatz die Oſtausdehnung der Germanen im 
3. Jahrhundert n. Chr. um zwei Meilen weiter, als früher 
bekannt, nach Oſtpreußen hinein vorſchiebt. Ein Händedruck 
des Dankes, dazu eine Fundprämie waren der Lohn. In 
einem Gaſthaus ſcharen ſich die Ortsanſäſſigen um den Aus⸗ 


gräber, der gerade das Ergebnis des Tages überprüft. 


Fragen werden geſtellt. Ein Vortrag erläutert jedes einzelne 
Stück und läßt vor den ſtaunenden Augen der Anweſenden 
eine neue Welt von ungeahnter Größe und Weite entſtehen. 
Landjäger, parteipolitiſche Organiſationen, Bauernſchaft 
und Erzieher werden ebenfalls durch Vorträge erfaßt. Die 
ſeit Jahren geſchulten Pfleger wirkten hierbei in erfolg- 
reicher Weiſe mit. Die Vorgeſchichte unſeres Volkes und die 
Verbreitung ihrer Kenntnis iſt auf dem Marſche! 

Noch eine andere Tatſache verdient in dieſem Zu— 
ſammenhange Erwähnung. Es hat ſich nämlich auch die 
Zahl der Beſucher des Pruſſia⸗-Muſeums 
ſtark vermehrt; ſie iſt von 19 000 des Jahres 1932 auf 
rund 33 000 im verfloſſenen Jahre geſtiegen. Welche Deu⸗ 
tung hat man dieſer gewaltigen Steigerung zu geben? Ohne 
Zweifel muß ſie als Ergebnis der Erziehungsarbeit des 
nationalſozialiſtiſchen Staates angeſprochen werden, der ſich 
heute in erhöhtem Maße der art: und weſenseigenen 
Bildungsmittel bedient. Wo aber tönt das hohe Lied der 
Heimat ſtärker ins Ohr, wo wird das Denken, Fühlen und 
Wulcen Härkee wrcafı, weint nichr Poti, wo wechſüqſeiee 
Zeiten durch ihre Kulturgüter von ehrwürdiger Ueber- 
lieferung anſchaulich erzählen, Heimatſinn und Volks⸗ 
verbundenheit wecken und zum ſtolzen völkiſchen Selbſt— 
bewußtſein hinführen: Im landeskundlichen Muſeum! Mit 
ſeinen 33 000 Beſuchern ſteht das Pruſſia-Muſeum an erſter 
Stelle unter ähnlichen Volksbildungsanſtalten Königsbergs. 
Es ſteht zu hoffen, daß in Zukunft dem hohen Werte 
des Pruſſia⸗Muſeums 
als einer Sammel- und 
Pflegeſtelle der germaniſch— 
deutſchen Kulturwerte ver— 
gangener Zeiten im Oſten 
des Reiches von maß: 
gebenden Stellen in entſpre⸗ 
chender Weiſe Rechnung 

etragen wird mit dem 
Ziele, dieſes Muſeum ſo 
auszuſtatten und ausbau= 
fähig zu machen, daß es 
erfolgreich, wirkungsvoll 


und lebendig in den Grenz⸗ 
landkampf um die Heimat 
eingreifen und ſeiner 
Sendung in einer ſeiner 
deutſchtumsbetonten Be⸗ 
deutung voll gerecht wer⸗ 
denden Art erfüllen kann 
als nationales Landes⸗ 


muſeum der Oſtmark. 
Dr. Gaerte- Königsberg. 


im 65. Lebensjahr. 


Am 1. Mai 1935 verschied nach schwerem, mit großer 
Geduld und Standhaftigkeit ertragenem Leiden mein 
lieber Mann, unser guter treusorgender Vater, lieber 
Sohn, Bruder, Schwager und Onkel, der Oberlehrer 


Berthold Arlt 


(früher Lehrer und Kantor in Adelnau) 


In tiefer Trauer im Namen der Hinterbliebenen 
Agnes Arlt, geb. Jantzen, Leipzig S 3, 
Hardenbergstr. 20c, 

Dr. med. F. W. Arlt, Kassel, Weserstr. 201/,. 


RM. 4.90 ö ö 
gegen Nachn. Dieſelbe Gar» 
nitur, alle 24 Teile verchromt, 
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Bei Nichtgefallen Geld zurück. 
Silber-Beſtecke auf Anfrage. 
Vertreter geſucht! 
Paul Steinberg 
Haan b. Solingen Nr.103 


